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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Juni 1962 

7 — 81000 — 5290/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes zur Angleichung des 
Sozialversicherungsrechts im Saarland an 
das im übrigen Bundesgebiet geltende Recht 
(Sozialversicherungs-Angleichungsgesetz 
Saar) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 243. Sitzung am 30. März 1962 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf, wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. 
Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendung erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für 
Familien- und Jugendfragen 

Dr. Wuermeling 


Druck: Bonner Universitäts-Budxdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Angleichung des Sozialversicherungsrechts im Saarland 
an das im übrigen Bundesgebiet geltende Recht 
(Sozialversicherungs-Angleichungsgesetz Saar) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Angleichung der Reichsversicherungsordnung 
und des Reichsknappschaftsgesetzes sowie 
Änderung des Saarknappschaftsgesetzes 


ERSTER TITEL 

Angleichung der Reichsversicherungsordnung 
§ 1 

Das Zweite und Fünfte Buch der Reichsversiche- 
rungsordnung sowie die zu ihrer Änderung, Ergän- 
zung und Durchführung erlassenen Vorschriften gel- 
ten im Saarland in der im übrigen Bundesgebiet 
geltenden Fassung. 


ZWEITER TITEL 

Angleichung des Reichsknappschaftsgesetzes 
und Änderung des Saarknappschaftsgesetzes 

§ 2 

Der Vierte Abschnitt des Reichsknappschaftsge- 
setzes mit Ausnahme der §§ 17 und 18 und der 
IL Unterabschnitt des Achten Abschnitts des Reichs- 
knappschaftsgesetzes mit Ausnahme der §§ 123 und 
124 sowie die zu ihrer Änderung, Ergänzung und 
Durchführung erlassenen Vorschriften treten im 
Saarland in der im übrigen Bundesgebiet geltenden 
Fassung in Kraft. 

§ 3 

Das Saarknappschaftsgesetz vom 11. Juli 1951 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1099, 1379), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Änderung 
krankenversicherungsrechtlicher Vorschriften im 
Saarland vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 365) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. §§11 bis 15 werden gestrichen. 

2. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „von der 
Saarknappschaft zu zahlenden Rente" durch 


die Worte „Rente aus der knappschaftlichen 
Rentenversicherung" ersetzt. 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Landesversicherungsanstalt für 
das Saarland, die Bundesbahn-Versicherungs- 
anstalt und die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte entrichten an die Saarknapp- 
schaft für die in der knappschaftlichen Kran- 
kenversicherung der Rentner pflichtversicher- 
ten Personen, denen sie eine Rente gewäh- 
ren, einen laufenden Monatsbeitrag in Höhe 
des Beitrags, den sie zu entrichten hätten, 
wenn diese Personen bei der Allgemeinen 
Ortskrankenkasse für das Saarland als Rent- 
ner pflichtversichert wären." 

3. § 20 erhält folgende Fassung: 

«§ 20 

Der Rentner erhält die Leistungen der Kranken- 
versicherung nach den Vorschriften des Reichs- 
knappschaftsgesetzes und den Bestimmungen 
der Satzung; jedoch wird Krankengeld, soweit 
sich aus § 183 der Reichsversicherungsordnung 
nichts anderes ergibt, nicht gewährt." 

4. § 22 erhält folgende Fassung: 

.§ 22 

Der Versicherte ist von der Verpflichtung, für 
den Krankenschein und das Arzneiverordnungs- 
blatt eine Gebühr zu entrichten, befreit. Die Be- 
freiung von der Krankenscheingebühr gilt auch 
für die Familienkrankenpflege." 

5. § 24 und §§ 72 bis 76 werden gestrichen. 


DRITTER TITEL 
Ubergangsvorschriften 

§ 4 

(1) Bis zur Neuregelung der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung sind im Saarland anzuwenden 

1. § 204 der Reichsversicherungsordnung, so- 
weit er in der knappschaftlichen Kran- 
kenversicherung gilt, mit der Maßgabe, 
daß die Satzung den Mindestbetrag des 
Sterbegeldes bis zu 300 Deutsche Mark 
festsetzen kann, 
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2. § 205 b der Reichsversidierungsordnung 
mit der Maßgabe, daß die Satzung das 
Familiensterbegeld beim Tode des Ehe- 
gatten eines Versicherten bis auf zwei 
Drittel des Mitgliedersterbegeldes erhö- 
hen kann, 

3. § 216 Abs. 3 und § 1542 Abs. 2 der Reichs- 
versicherungsordnung in der im Saarland 
beim Inkrafttreten dieses Abschnitts gel- 
tenden Fassung. 

(2) Bis zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt 
wird im Saarland für Zeiten, in denen eine Wöch- 
nerin das Kind nicht stillen kann, als Wochen- und 
Familienwochenhilfe weiterhin eine Ernährungsbei- 
hilfe von 50 Deutsche Pfennig täglich gewährt. Die 
Dauer ihres Bezuges bestimmt die Satzung; sie darf 
einsdiließlich der Zeiten der Stillgeldgewährung die 
satzungsmäßige Höchstbezugsdauer des Stillgeldes 
nicht überschreiten. 

(3) Bis zu dem in Absatz 1 genannten Zeitpunkt 
sind die als Rentner für den Fall der Krankheit Ver- 
sicherten von der Verpflichtung, für den Kranken- 
schein und das Arzneiverordnungsblatt eine Gebühr 
zu entrichten, befreit. Die Befreiung von der Kran- 
kenscheingebühr gilt auch für die Familienkranken- 
pflege. 

§ 5 

Rentenbezieher, die bei Inkrafttreten dieses Ab- 
schnitts nach der Verordnung über die Durchfüh- 
rung der Krankenversicherung der Rentner im 
Saarland in der Fassung des Gesetzes Nr. 112 vom 
30. Juni 1949 (Amtsblatt des Saarlandes S. 721), zu- 
letzt geändert durch Artikel 3 Nr. 2 des Gesetzes 
Nr. 676 vom 27. Juni 1959 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1073), versicherungspflichtig sind, aber die 
Voraussetzungen der Versicherungspflicht nach 
§ 165 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 der Reichsversiche- 
rungsordnung nicht erfüllen, gelten nach diesen 
Vorschriften als versicherungspflichtig, solange sie 
Rente aus der Rentenversicherung der Arbeiter oder 
der Rentenversicherung der Angestellten beziehen. 
Voraussetzung der Versicherung nach Satz 1 ist, 
daß die Rentenbezieher nicht nach anderen gesetz- 
lichen Vorschriften versichert sind, 

§ 6 

Personen, die bei Inkrafttreten dieses Abschnitts 
wegen eines Antrags auf Rente aus der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter oder der Rentenversicherung 
der Angestellten nach der Verordnung über die 
Durchführung der Krankenversicherung der Rentner 
im Saarland versicherungspfliditig sind, aber weder 
die Voraussetzungen der Versicherungspflicht nach 
§ 165 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 der Reichsversicherungs- 
ordnung erfüllen noch nach § 315 a der Reichsver- 
sicherungsordnung als Mitglieder gelten, können 
die Versicherung freiwillig fortsetzen, wenn sie im 
Zeitpunkt der Antragstellung freiwillig versichert 
waren oder das Recht auf freiwillige Weiterver- 
sicherung hatten oder wenn sie das Recht auf frei- 
willige Weiterversicherung nach der Antragstellung 
erworben haben. Die freiwillige Weiterversicherung 
ist der Kasse binnen drei Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Abschnitts anzuzeigen. 


§ 7 

(1) Personen, die bei Inkrafttreten dieses Ab- 
schnitts nur wegen des Bezugs einer Rente aus der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung nach 
der Verordnung über die Durchführung der Kran- 
kenversicherung der Rentner im Saarland versiche- 
rungspflichtig sind, können die Versicherung frei- 
willig fortsetzen, wenn sie dies der Kasse binnen 
drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Abschnitts 
anzeigen. 

(2) Personen, die bei Inkrafttreten dieses Ab- 
schnitts nur wegen eines Antrags auf Rente aus der 
hüttenknappschaftlichen Pensionsversicherung nadi 
der Verordnung über die Durchführung der Kran- 
kenversicherung der Rentner im Saarland versiche- 
rungspflichtig sind, können die Versicherung freiwil- 
lig fortsetzen, wenn sie im Zeitpunkt der Antrag- 
stellung freiwillig versichert waren oder das Recht 
auf freiwillige Weiterversicherung hatten oder 
wenn sie das Recht auf freiwillige Weiterversiche- 
rung nach der Antragstellung erworben haben. Die 
freiwillige Weiterversicherung ist der Kasse binnen 
drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Abschnitts 
anzuzeigen, 

§ 8 

§ 7 gilt entsprechend für Personen, die bei In- 
krafttreten dieses Abschnitts nur eine Leistung nach 
§ 5 des Gesetzes Nr. 345 über eine besondere Für- 
sorge für Versicherte im Zusammenhang mit einer 
versicherungspflichtigen Beschäftigung außerhalb 
des Saarlandes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29. Juli 1953 (Amtsblatt des Saarlandes S. 520) 
beziehen oder beantragt haben. Personen, denen 
auf Grund des Zweiten Abschnitts eine Rente aus 
der Rentenversicherung der Arbeiter oder der Ren- 
tenversicherung der Angestellten oder der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung gewährt wird, wer- 
den die vom Inkrafttreten dieses Abschnitts bis zur 
Zustellung des Rentenbescheides entrichteten Bei- 
träge zurückgezahlt, wenn sie nach § 165 Abs. 1 
Nr. 3 oder 4 der Reichsversicherungsordnung oder 
nach § 5 dieses Gesetzes oder nach § 16 Abs. 1 des 
Saarknappschaftsgesetzes versichert sind. 

§ 9 

Eine bei Inkrafttreten dieses Abschnitts nach der 
Verordnung über die Durchführung der Kranken- 
versicherung der Rentner im Saarland bestehende 
freiwillige Versicherung bleibt unberührt. 

§ 10 

(1) Personen, die auch nach Inkrafttreten 'dieses 
Abschnitts als Rentner oder Rentenantragsteller 
versichert sind oder ihre Versicherung nach § 6 frei- 
willig fortgesetzt haben und die zuletzt vor der 
Stellung des Rentenantrags in einem Betriebe be- 
schäftigt waren, für dessen versicherungspflichtige 
Beschäftigte bei Inkrafttreten dieses Abschnitts 
eine Land-, Betriebs- oder Innungskrankenkasse zu- 
ständig ist, können die Mitgliedschaft bei dieser 
Kasse binnen drei Monaten nach Inkrafttreten die- 
ses Abschnitts beantragen. Dies gilt für Hinterblie- 
bene, wenn der Verstorbene, von dem sie ihre Ren- 
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tenberechtigung ableiten, zuletzt vor der Stellung 
seines Rentenantrags oder bei seinem Tode in 
einem solchen Betriebe beschäftigt war. 

(2) Personen, die auch nach Inkrafttreten dieses 
Absdiniitts als Rentner oder Rentenantragsteller 
versichert sind oder die Versicherung nach § 6 frei- 
willig fortgesetzt haben und die zuletzt vor der 
Stellung des Rentenantrags einer Ersatzkasse ange- 
hört haben oder auf Grund des im Saarland bis zum 
31. März 1960 in der Sozialversicherung geltenden 
Organisationsrechts die Mitgliedschaft zu einer Er- 
satzkasse verloren hatten, können die Mitglied- 
schaft bei dieser Kasse binnen drei Monaten nach 
Inkrafttreten dieses Abschnitts beantragen. Dies 
gilt für Hinterbliebene, wenn der Verstorbene, von 
dem sie ihre Rentenberechtigung ableiten, zuletzt 
vor der Stellung seines Rentenantrags oder bei sei- 
nem Tode einer Ersatzkasse angehört oder auf 
Grund des im Saarland bis zum 31. März 1960 in 
der Sozialversicherung geltenden Organisations- 
rechts die Mitgliedschaft zu einer Ersatzkasse ver- 
loren hatte. 

(3) Die Mitgliedschaft bei der neuen Kasse be- 
ginnt mit dem ersten Tage des auf den Antrag fol- 
genden Kalendervierteljahres. 

§ 11 

(1) Ist eine Sterbegeldzusatzversicherung nach 
§ 2 Nr. 5 des Gesetzes Nr 332 über weitere Ände- 
rungen in der Krankenversicherung der Rentner im 
Saarland vom 13. Juni 1952 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 694) weggefallen, so gewährt die Kasse, 
an die zuletzt Beiträge für diese Sterbegeldzusatz- 
versicherung gezahlt worden sind, beim Tode des 
Versicherten einen Abgeltungsbetrag von 10 Deut- 
sche Mark, beim Tode eines Angehörigen einen 
Abgeltungsbetrag von 5 Deutsche Mark für je zwölf 
zur Sterbegeldzusatzversicherung gezahlte Monats- 
beiträge; § 203 der Reichsversicherungsordnung gilt 
entsprechend. Dies gilt nicht, wenn die Sterbegeld- 
zusatzversicherung nach § 5 Abs. 5 des Auswir- 
kungsgesetzes vom 26. März 1959 (Bundesgesetzbl. 
I S. 200) weitergeführt worden ist. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend für Personen, 
die ihren Wohnort nach dem 30. April 1959 aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ohne Saarland 
in das Saarland verlegt haben oder verlegen und 
bis zu ihrem Zuzug in das Saarland eine Sterbegeld- 
zusatzversicherung nach Artikel 2 § 10 des Gesetzes 
über Krankenversicherung der Rentner vom 12. Juni 
1956 (Bundesgesetzbl. I S. 500) weitergeführt haben; 
die Summe der Abgeltungsbeträge darf jedoch nicht 
höher sein als das Zusatzsterbegeld, das bei Weiter- 
führung der Sterbegeldzusatzversicherung zu zah- 
len gewesen wäre. 

§ 12 

Artikel 2 § 6 des Gesetzes über Krankenver- 
sicherung der Rentner vom 12. Juni 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 500) in der Fassung des Artikels 6 des 
Gesetzes zur Änderung sozialrechtlicher Vorschriften 
vom 25. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 465) gilt 
auch im Saarland. 


§ 13 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
kann mit Zustimmung des Bundesrates Verwal- 
tungsvorschriften zur Durchführung der §§ 5 bis 10 
erlassen. 

§ 14 

(1) Personen, die mit dem Inkrafttreten dieses 
Abschnitts aus der Versicherungspflicht in der Kran- 
kenversicherung ausscheiden und für die die §§ 6 
bis 8 nicht gelten, können die Versicherung freiwil- 
lig fortsetzen, wenn sie dies dem Träger der Kran- 
kenversicherung binnen drei Monaten nach Inkraft- 
treten dieses Abschnitts anzeigen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Diätschülerin- 
nen, die bei Inkrafttreten dieses Abschnitts nach 
dem Erlaß über die Krankenversicherung der Kran- 
kenpflegepersonen und Hilfskräfte in der Gesund- 
heitspflege während der Ausbildung vom 1. Okto- 
ber 1953 (Amtsblatt des Saarlandes S. 704) als Mit- 
glieder der Allgemeinen Ortskrankenkasse für das 
Saarland gelten. 

§ 15 

Personen, die mit dem Inkrafttreten dieses Ab- 
schnitts in der Krankenversicherung versicherungs- 
pflichtig werden und auf Grund eines privaten Ver- 
sicherungsvertrages gegen Krankheit versichert 
sind, können den Versicherungsvertrag zum Ende 
des Monats kündigen, in dem sie den Beginn der 
Pflichtversicherung nachweisen. 

§ 16 

(1) Auf Personen, die bei Inkrafttreten dieses Ab- 
schnitts nach § 1 des Erlasses über die Krankenver- 
sicherung der Studenten der Universität des Saar- 
landes und der Schüler anderer Lehranstalten vom 
20. April 1950 (Amtsblatt des Saarlandes S. 343), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 Nr. 1 des Gesetzes 
Nr. 676, als Mitglieder der Allgemeinen Ortskran- 
kenkasse für das Saarland gelten, sind die Vor- 
schriften dieses Erlasses und das Gesetz Nr. 192 
über die Krankenversicherung der Studenten der 
Universität des Saarlandes und der Schüler anderer 
Lehranstalten vom 30. Juni 1950 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 853), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Nr. 1 des Gesetzes Nr. 676, weiter anzuwenden. 

(2) Eine bei Inkrafttreten dieses Abschnitts nach 
§ 10 des in Absatz 1 genannten Erlasses bestehende 
freiwillige Mitgliedschaft bei der Allgemeinen Orts- 
krankenkasse für das Saarland bleibt unberührt. 

§ 17 

Eine Leistung, auf die bei Inkrafttreten dieses 
Abschnitts nach dem bis zu diesem Zeitpunkt im 
Saarland geltenden Recht ein Anspruch besteht, der 
nach dem in den §§1,2 und 4 genannten Recht ganz 
oder teilweise nicht gegeben ist, wird auch für die 
Zeit nach dem Inkrafttreten dieses Abschnitts 
gewährt, wenn und solange die nach bisherigem 
Redit erforderlichen Leistungsvoraussetzungen er- 
i füllt sind. 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Angleichung 

des Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts 


ERSTER TITEL 

Einführung des Fremdrentengesetzes 
§ 18 

Das Fremdrentengesetz in der Fassung des Arti- 
kels 1 des Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neu- 
regelungsgesetzes vom 25. Februar 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 93) wird im Saarland mit der Maßgabe 
eingeführt, daß in § 16 Satz 2 nach den Worten „am 
1, März 1957" und in § 20 Abs. 4 Satz 1 nach den 
Worten „nach den jeweils" die Worte „außerhalb 
des Saarlandes" eingefügt werden. 


ZWEITER TITEL 

Einführung der Artikel 2 bis 6 
des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes 

§ 19 

Artikel 2 bis 6 des Fremdrenten- und Auslands- 
renten-Neuregelungsgesetzes werden im Saarland 
mit folgenden Abweichungen und Ergänzungen ein- 
geführt: 

1. Artikel 5 gilt nicht. 

2. In Artikel 6 § 2 Satz 3 werden die Worte 
„31. Dezember 1961" ersetzt durch die Worte 
„31. Dezember 1963", 

3. In Artikel 6 § 3 werden die Worte „Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetz" ersetzt durch 
die Worte „Gesetz Nr. 345 über eine besondere 
Fürsorge für Versicherte im Zusammenhang mit 
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung 
außerhalb des Saarlandes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 520)". 

4. Artikel 6 § 4 gilt in folgender Fassung: 

.§ 4 

(1) Artikel 2 § 1 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 1 
des Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes sind auf Personen, die Beitrags- 
oder Beschäftigungszeiten der in §§ 15 und 16 
des Fremdrentengesetzes genannten Art zurück- 
gelegt haben und vom übrigen Geltungsbereich 
dieses Gesetzes in das Saarland zugezogen 
sind, mit der Maßgabe anzuwenden, daß 

a) in Artikel 2 § 1 des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes an 
die Stelle des 30. September 1957, 


b) in Artikel 2 § 1 des Knappschaftsren- 
tenversicherungs - Neuregelungsgeset- 
zes an die Stelle des Ablaufs des drit- 
ten Monats nach dem Monat der Ver- 
kündung des Knappschaftsrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes 

der 30. September 1962 tritt. Der Antrag auf 
Befreiung ist bis zum 31. Dezember 1962 zu 
stellen. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn 
für die genannten Personen die Antragsfrist 
des Artikels 6 § 4 Satz 2 des Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes in der 
im Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes gel- 
tenden Fassung im Zeitpunkt des Zuzugs in das 
Saarland bereits abgelaufen war." 

5. Artikel 6 § 6 Abs. 1 bis 3 gilt in folgender 
Fassung: 

„(1) Renten, die auf Versicherungsfällen be- 
ruhen, die vor dem 1. Januar 1959, aber nach 
dem 31. Dezember 1956 eingetreten sind und 
vor der Verkündung dieses Gesetzes festge- 
stellt waren, sind für Bezugszeiten vom Renten- 
beginn an nach Maßgabe der Vorschriften der 
§§ 14 bis 31 des Fremdrentengesetzes nach dem 
für Versicherungsfälle nach dem 31. Dezember 

1956 im Saarland geltenden Recht festzustel- 
len; das Gesetz Nr. 345 findet keine Anwen- 
dung. Satz 1 gilt auch für Renten aus Versiche- 
rungsfällen vor dem 1. Januar 1957, wenn Lei- 
stungen oder Leistungsanteile aus der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung zu gewähren 
sind; Artikel 2 § 24 Abs. 1 bis 4 des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs - Neuregelungsgeset- 
zes in der Fassung des Gesetzes Nr. 635 zur 
Einführung des Reichsknappschaftsgesetzes und 
des Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes im Saarland vom 18. Juni 1958 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 1099) findet An- 
wendung. 

(2) Die Umstellung der Renten, die auf Ver- 
sicherungsfällen vor dem 1. Januar 1957 beru- 
hen, ist unbeschadet des Absatzes 1 Satz 2 
erneut vorzunehmen; der Ermittlung des Stei- 
gerungsbetrages für die nach §§ 15 und 16 des 
Fremdrentengesetzes gleichstehenden Zeiten 
sind in entsprechender Anwendung der §§ 14 
bis 31 des Fremdrentengesetzes die Tabellen der 
Anlagen zum Fremdrentengesetz zugrunde zu 
legen. § 19 Abs. 2 des Fremdrentengesetzes 
findet Anwendung. Soweit nach dem Fremd- 
rentengesetz über das bisherige Recht hinaus 
Zeiten anrechnungsfähig sind, sind diese Zeiteü 
zusätzlich zu berücksichtigen. Artikel 2 § 36 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes in der Fassung des Gesetzes Nr. 591 zur 
Einführung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 

1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 779) und 
Artikel 2 § 35 des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes in der Fassung des Ge- 
setzes Nr. 590 zur Einführung des Angestell- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saar- 
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land vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saar- 
landes S.789) finden Anwendung; als bisheriger 
monatlicher Zahlbetrag ist der Betrag zugrunde 
zu legen, der bei der ersten Umstellung der 
Ermittlung des Sonderzusdiusses zugrunde ge- 
legt worden ist. Eine erneute Umstellung der 
Waisenrenten findet niciit statt. 

(3) Bei der Anwendung des Absatzes 2 ist 

a) der neue Steigerungsbetrag von Ren- 
ten, die in Mark festgestellt sind, nach 
dem vor Einführung des Franken im 
Jahre 1947 im Saarland geltenden 
Recht in Mark zu ermitteln und 
nach dem bis zum 31. Dezember 1956 
dort geltenden Recht in Franken um- 
zurechnen, Bei der Ermittlung des 
neuen Steigerungsbetrages in Mark 
sind für Zeiten vor dem 1. Januar 
1913, die der Rentenversicherung der 
Angestellten zuzuordnen sind, fol- 
gende Steigerungsbeträge zu berück- 
sichtigen: 


Gehalts- 

oder 

Beitragsklasse 

1 Jährlicher 

Steigerungs- 
betrag in Mark 

A 

0,35 

B 

0,61 

C 

0,87 

D 

1,13 

E ' 

1,39 


b) der neue Steigerungsbetrag von Ren- 
ten, die in Franken festgestellt sind, 
in der Weise zu ermitteln, daß 

aa) der in den Tabellen der Anla- 
gen 5 und 7 zum Fremdrentenge- 
setz für Zeiten nach dem 19. No- 
vember 1947 und der in den 
Tabellen der Anlagen 9 und 11 
zum Fremdrentengesetz für Zei- 
ten nach dem 30. November 1947 
in Mark angegebene Entgelt in 
Franken umzurechnen ist. Die 
Umrechnung erfolgt dadurch, daß 
der für das einzelne Kalender- 
jahr zuzuordnende Entgelt durch 
den für dasselbe Kalenderjahr be- 
stimmten Wert der Tabelle der 
Anlage 2 a zu § 1255 der Reichs- 
versicherungsordnung in der Fas- 
sung des Gesetzes Nr. 591 oder 
der Tabelle der Anlage 2 a zu § 32 
des Angestelltenversicherungsge- 
setzes in der Fassung des Geset- 
zes Nr. 590 geteilt wird; hierbei 
sind die für Zeiten vor dem 1. Ja- 
nuar 1957 im Saarland geltenden 
Beitragsbemessungsgrenzen nicht 
zu berücksichtigen. Artikel 2 
§ 54 a des Arbeiterrentenversiche- 


rungs-Neuregelungsgesetzes in 
der Fassung des Gesetzes Nr, 591 
und Artikel 2 § 53 a des An- 
gestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes in der Fassung des 
Gesetzes Nr. 590 finden für 
Fremdrentenzeiten keine Anwen- 
dung; 

bb) für die auf Zeiten vor dem 1. Ja- 
nuar 1913 in der Rentenversiche- 
rung der Angestellten entfallen- 
den Gehalts- oder Beitragsklas- 
sen A bis E an Stelle des Steige- 
rungsbetrages in Mark ein Stei- 
gerungsbetrag in Franken zu be- 
rücksichtigen ist. Der Steigerungs- 
betrag in Franken hat dem Steige- 
rungsbetrag zu entsprechen, der 
nach dem am 31. Dezember 1956 
im Saarland geltenden Recht in der 
Rentenversicherung der Arbeiter 
für Beiträge in einem Kalender- 
monat der Lohn- oder Beitrags- 
klassen I bis V für Zeiten vor 
dem 1. Januar 1913 vorgesehen 
ist." 

6. Artikel 6 § 7 Satz 1 gilt in folgender Fassung: 

„Eine Rente, bei der die Feststellung nach 
§ 6 Abs. 1 dieses Artikels einen niedrigeren als 
den bisherigen Zahlbetrag ergibt, ist in Höhe 
des bisherigen monatlichen Zahlbetrages weiter- 
zugewähren," 

7. Artikel 6 § 8 erhält folgenden Satz 2: 

„An die Stelle des bisherigen monatlichen 
Zahlbetrages im Sinne des § 7 Satz 1 dieses 
Artikels tritt der Betrag, der bei der Feststel- 
lung der Rente vor Verkündung dieses Geset- 
zes zu zahlen gewesen wäre." 

8. In Artikel 6 § 9 Abs. 1 werden hinter den 
Worten „Artikel 2 § 11 des Knappschaftsrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes" die Worte 
„in der Fassung des Gesetzes Nr. 635" ein- 
gefügt. 

9. Artikel 6 § 9 Abs, 2 und 3 gilt in folgender 
Fassung: 

„(2) Soweit auf Grund der bisher im Saar- 
land geltenden Vorschriften eine Leistung in 
das Ausland zuerkannt worden ist, gelten die 
Voraussetzungen des § 1319 Abs. 2 der Reichs- 
versicherungsordnung, des § 98 Abs. 2 des An- 
gestelltenversicherungsgesetzes und des § 108 a 
Abs. 2 des Reichsknappschaftsgesetzes für den 
Rentenberechtigten und seine Hinterbliebenen 
als erfüllt. 

(3) Bei Aufenthalt außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes ist die Rente nach 
Artikel 2 § 42 des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes, Artikel 2 § 41 des An- 
gestelltenversicherungs - Neuregelungsgesetzes 
sowie Artikel 2 § 11 des Knappschaftsrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes in der Fas- 
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sung des Gesetzes Nr. 635 nach den am 31. De- 
zember 1956 im Saarland geltenden Vorschrif- 
ten unter Berücksichtigung des Gesetzes Nr. 345 
zu berechnen. Artikel 2 §42 des Arbeiterrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes, Artikel 2 
§ 41 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes sowie Artikel 2 § 11 des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs - Neuregelungsgeset- 
zes in der Fassung des Gesetzes Nr. 635 finden 
jedoch nur Anwendung, wenn die Vorausset- 
zungen für die Gewährung einer Rente für 
Zeiten des Aufenthalts außerhalb des Geltungs- 
bereichs dieses Gesetzes nach den am 31. De- 
zember 1936 im Saarland geltenden Vorschrif- 
ten erfüllt wären," 

10. In Artikel 6 § 10 fällt der Klammerzusatz weg; 
die Worte „31. Dezember 1961" werden ersetzt 
durch die Worte „31. Dezember 1963". 

11. Artikel 6 § 12 gilt nicht. 

12. In Artikel 6 § 13 Abs. 1 werden hinter den 
Worten „Artikel 2 §11 des Knappschaftsrenten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes" die Worte 
„in der Fassung des Gesetzes Nr. 635" ein- 
gefügt. 

13. Artikel 6 § 16 gilt nicht. 

14. In Artikel 6 § 18 Abs. 5 werden die Worte 
„31. Dezember 1961" ersetzt durch die Worte 
„31. Dezember 1963". 

15. Artikel 6 § 20 gilt mit der Maßgabe, daß auch 
die übrigen Vorschriften des Absatzes 1 sowie 
die Absätze 2 bis 5 und 9 des § 99 des Allge- 
meinen Kriegsfolgengesetzes im Saarland an- 
zuwenden sind. 

16. In Artikel 6 § 22 Abs. 4 werden die Worte 
„31. Dezember 1961" ersetzt durch die Worte 
„31. Dezember 1963". 

17. Artikel 6 § 24 Abs. 1 Satz 2 gilt nicht. 


DRITTER TITEL 

Einführung und Änderung weiterer 
sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften 

§ 20 

Im Saarland werden folgende Vorschriften einge- 
führt: 

1. die Verordnung über die Durchführung der deut- 
schen Sozialversicherung bei Auslandsaufenthalt 
vom 29. März 1951 {Bundesgesetzbl. I S. 230), 

2. die Verordnung über die Zahlung von Renten 
aus der gesetzlichen Unfallversicherung und den 
gesetzlichen Rentenversicherungen an Berech- 
tigte in Israel vom 4. August 1960 (Bundesge- 
setzbl. I S. 683), 


3. die Verordnung über die Anerkennung von 
Systemen und Einrichtungen der sozialen Sicher- 
heit als gesetzliche Rentenversicherungen vom 
11. November 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 849), 

4. § 7 der Vierten Verordnung über Änderungen 
der Bezugsgrößen für die Berechnung von Ren- 
ten in den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten sowie in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung vom 14. Dezember 

1960 (Bundesgesetzbl. I S. 996), 

5. die Verordnung über die Zahlung von Renten 
in das Ausland vom 21. Juni 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 801), 

6. § 7 der Fünften Verordnung über Änderungen 
der Bezugsgrößen für die Berechnung von Ren- 
ten in den Rentenversicherungen der Arbeiter 
und der Angestellten sowie in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung vom 23. November 

1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1929). 

§ 21 

In Artikel 2 des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 591 erhalten § 56 die Bezeichnung § 54 a und 
§ 57 die Bezeichnung § 54 b. 

§ 22 

In Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 590 erhält § 55 die Bezeichnung § 53 a. 

§ 23 

In Artikel 2 § 33 Abs. 1 Satz 2 des Knappschafts- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes wird die 
Jahreszahl „1960" ersetzt durch „1962". 

§ 24 

§ 3 des Auswirkungsgesetzes vom 26. März 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 200) erhält folgende Fassung: 

.§ 3 

Eine Versicherung, die in der Rentenversicherung 
der Arbeiter, der Rentenversicherung der Angestell- 
ten oder der knappschaftlichen Rentenversicherung 
nach dem im Saarland bis zum 31. Dezember 1956 
geltenden Recht durchgeführt worden ist, steht einer 
Versicherung, die nach Bundesrecht durchgeführt 
worden ist, gleich." 

§ 25 

In § 10 Abs. 4 des Handwerkerversicherungs- 
gesetzes vom 8. September 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 737) erhält der zweite Halbsatz folgende Fassung: 

„auf die Ausgaben für diese Renten und für die 
Beiträge zur Krankenversicherung der Rentner sind 
die §§ 1390 bis 1393 der Reichsversicherungsord- 
nung anzuwenden". 
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VIERTER TITEL 
Übergangsvorschriften 

§ 26 

§§ 18 bis 20 gelten nicht für die hüttenknapp- 
schaftliche Pensionsversicherung. 

§ 27 

(1) Eine Leistung, auf die im Zeitpunkt der Ver- 
kündung dieses Gesetzes nach dem Gesetz Nr. 345 
ein Anspruch besteht und auf welche §§ 16 und 19 
keine Anwendung finden, wird auch für die Zeit 
nach Verkündung dieses Gesetzes gewährt, soweit 
die Leistungsvoraussetzungen nach dem im Zeit- 
punkt der Verkündung dieses Gesetzes im Saarland 
geltenden Recht erfüllt sind und solange der Berech- 
tigte sich im Geltungsbereich dieses Gesetzes auf- 
hält. 

(2) Für die Zuständigkeit zur Feststellung und 
Gewährung der Leistung gelten in der gesetzlichen 
Unfallversicherung § 9 des Fremdrentengesetzes 
entsprechend, im übrigen die allgemeinen Vor- 
schriften. 

§ 28 

(1) Bei Versicherungsfällen nach Verkündung 
dieses Gesetzes gewährt der unter Berücksichtigung 
des Absatzes 3 zuständige deutsche Versicherungs- 
träger eine Leistung, soweit nach dem Gesetz Nr. 345 
ausländische Versicherungszeiten zu berücksichtigen 
gewesen wären, auf welche §§ 18 und 19 keine An- 
wendung finden und die vor Verkündung dieses 
Gesetzes zurückgelegt worden sind. Die Leistung 
ist der Betrag, der nach dem im Zeitpunkt der Ver- 
kündung dieses Gesetzes im Saarland geltenden 
Recht für die in Satz 1 genannten Versicherungs- 
zeiten zu gewähren wäre. Bei der Ermittlung dieses 
Betrages werden die dem Berechtigten von aus- 
ländischen Trägern für sämtliche von ihnen berück- 
sichtigten Zeiten gewährten Leistungen angerechnet. 

(2) Die Leistung wird Deutschen im Sinne des 
Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes und früheren 
deutschen Staatsangehörigen im Sinne des Arti- 
kels 116 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die 
Dauer ihres gewöhnlichen Aufenthalts im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes gewährt. 

(3) Die in Absatz 1 Satz 1 genannten Versiche- 
rungszeiten werden hinsichtlich der Zuständigkeit 
für die Feststellung und Gewährung der Leistung 
so behandelt, als ob sie im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zurückgelegt worden wären. 

§ 29 

(1) Für Versicherungszeiten, die während einer 
Beschäftigung in knappschaftlich versicherten Betrie- 
ben in der deutschen gesetzlichen Rentenversiche- 
rung zurückgelegt sind und die nach Artikeln 2 
bis 4 der Zweiten Vereinbarung zur Ergänzung des 
Allgemeinen Abkommens zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und Frankreich über die Soziale 


Sicherheit vom 10. Juli 1950 sowie der Ersten, 
Zweiten und Vierten Zusatzvereinbarung zu diesem 
Abkommen vom 18. Juni 1955 (Bundesgesetzbl. 1958 
II S. 757) als nach den französischen Rechtsvorschrif- 
ten zurückgelegt gelten, gewährt der in Absatz 2 ge- 
nannte deutsche Versicherungsträger eine Leistung, 
wenn für diese Versicherungszeiten aus dem fran- 
zösischen System der Sozialen Sicherheit im Berg- 
bau nach Erreichung der Altersgrenze nur eine 
Leistung für weniger als fünfzehn Dienst] ahre (Bei- 
tragsrente) gewährt wird. Die Leistung ist der Be- 
trag, der für die in Satz 1 genannten Versicherungs- 
zeiten nach den deutschen Rechtsvorschriften zu ge- 
währen wäre, wenn diese Zeiten nicht als nach den 
französischen Rechtsvorschriften zurückgelegt gelten 
würden, gemindert um die Leistungen, die für diese 
Zeiten von französischen Trägern gewährt werden. 
§ 28 Abs. 2 gilt. 

(2) Die Leistung wird von dem Träger der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung gewährt, der für 
das zwischenstaatliche Rentenfeststellungsverfahren 
gegenüber Frankreich zuständig ist. 

(3) Absätze 1 und 2 finden auch auf Versidie- 
rungsfälle Anwendung, die vor dem 1. Januar 1959 
eingetreten sind. 

(4) Die Leistung wird auch für Zeiten vor Ver- 
kündung dieses Gesetzes, frühestens jedoch vom 
1. Januar 1959 an, gewährt, wenn sie binnen zwei 
Jahren nach der Verkündung dieses Gesetzes be- 
antragt wird, 

(5) Absätze 1 bis 4 gelten nicht, soweit die be- 
treffenden Personen für die in Absatz 1 genannten 
Versicherungszeiten Anspruch auf eine Leistung 
nach § 27 oder § 28 haben oder die vorgenannten 
Versicherungszeiten in einer Rente berüdcsichtigt 
sind, die von einem Träger mit dem Sitz im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gewährt wird. 

§ 30 

(1) Die Leistungen nach §§ 27 bis 29 gelten nicht 
als Leistungen der Sozialen Sicherheit. 

(2) Soweit sich aus den in Absatz 1 genannten 
Vorschriften nichts anderes ergibt, gelten die allge- 
meinen Vorschriften über die Sozialversicherung 
einschließlich der Vorschriften über den Sozial- 
rechtsweg entsprechend. 

(3) Die Aufwendungen der Knappschaften für die 
in Absatz 1 genannten Leistungen werden im Rah- 
men des § 128 des Reichsknappschaftsgesetzes ver- 
rechnet. 

§ 31 

(1) Soweit in den durch §§ 18 bis 20 eingeführten 
Gesetzen und Verordnungen auf denZeitpunkt ihrer 
Verkündung Bezug genommen ist, gilt im Saarland 
der Zeitpunkt, an dem dieses Gesetz verkündet 
worden ist. 

(2) Soweit in den durch § 20 eingeführten Ver- 
ordnungen auf Vorschriften Bezug genommen ist, 
die im Saarland in abweichender Fassung gelten, 
sind diese in der saarländischen Fassung anzuwen- 
den. 


8 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 47 4 


§ 32 

Bis zur Neuregelung des Rechts der gesetzlichen 
Krankenversicherung gilt § 10 des Fremdrenten- 
und Auslandsrentengesetzes vom 7. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 848) weiter. 

§ 33 

Bis zur Neuregelung des Rechts der gesetzlichen 
Unfallversicherung gilt § 8 Abs. 1 und 2 des Fremd- 
renten- und Auslandsrentengesetzes im Saarland 
entsprechend, soweit er sich auf Leistungen aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung bezieht. 


DRITTER ABSCHNITT 

Angleichung der Altersversorgung 
der Landwirte 

und mithelfenden Familienangehörigen 

ERSTER TITEL 

Altershilfe für Landwirte 
§ 34 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes zur 
Neuregelung der Altershilfe für Landwirte vom 

3. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 845) wird im Saar- 
land mit folgenden Abweichungen und Ergänzungen 
eingeführt; 

1. § 9 Abs. 2 Satz 1 Buchstabe b gilt mit der Maß- 
gabe, daß die Versicherungspflicht nach dem 
Gesetz Nr. 433 nicht als Versicherungspflicht im 
Sinne dieser Vorschrift gilt. 

2. § 9 Abs. 3 gilt mit der Maßgabe, daß die dort 
genannten Personen auch dann nicht beitrags- 
pflichtig sind, wenn ihnen eine Leistung nach 
§ 37 Abs. 1 dieses Gesetzes zusteht. 

3. In § 26 Abs. 1 und in § 27 Abs. 1 werden die 
Worte „am 1. Oktober 1957" ersetzt durch die 
Worte „beim Inkrafttreten dieses Gesetzes im 
Saarland". 

4. In § 26 Abs. 10 werden die Worte „1. Oktober 
1957" ersetzt durch die Worte „Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes im Saarland". 

5. In § 27 Abs. 1 Buchstabe c und Abs. 5 Satz 1 
Buchstabe b werden die Worte „nach dem 1. Ok- 
tober 1957" ersetzt durch die Worte „nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes im Saarland". 

6. In § 28 werden die Worte „1. Januar 1957" durch 
die Worte „1. Januar 1962" und die Worte 
„30. September 1958" durch die Worte „30. Sep- 
tember 1963" ersetzt. 

§ 35 

Artikel 2 §§ 1 bis 12 des Gesetzes zur Neurege- 
lung der Altershilfe für Landwirte gilt auch im 
Saarland. 


§ 36 

Der bei der Landwirtschaftskammer für das Saar- 
land gebildete Altershilfefonds für die Landwirte 
und mithelfenden Familienangehörigen der saar- 
ländischen Landwirtschaft (Altershilfefonds) wird 
aufgelöst. 

§ 37 

(1) Soweit für den Monat vor dem Inkrafttreten 
dieses Abschnitts eine Leistung aus dem Altershilfe- 
fonds zu gewähren war, wird sie von der Land- 
wirtschaftlichen Alterskasse für das Saarland wei- 
tergewährt, wenn und solange die nach bisherigem 
Recht erforderlichen Leistungsvoraussetzungen er- 
füllt sind. 

(2) Trifft ein Anspruch auf eine Leistung nach 
Absatz 1 mit einem Anspruch auf Altersgeld nach 
dem Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
zusammen, so wird nur die höhere Leistung ge- 
währt. Sind die Leistungen gleich hoch, wird nur 
das Altersgeld nach dem in Satz 1 genannten Ge- 
setz gewährt. 

§ 38 

(1) Das Vermögen (Eigentum und alle sonstigen 
Vermögensrechte) und die Verbindlichkeiten der 
Landwirtschaftskammer für das Saarland, die in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang 
mit dem Altershilfefonds stehen, gehen auf die 
Landwirtschaftliche Alterskasse für das Saarland 
über. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Rechte, die durch Ge- 
setz für unübertragbar oder nur auf Grund beson- 
derer Vereinbarungen für übertragbar erklärt sind. 

§ 39 

(1) Durch den Übergang der Verbindlichkeiten 
wird der bisherige Schuldner befreit; im übrigen 
werden die Rechte des Gläubigers, insbesondere 
seine Ansprüche gegen einen Bürgen sowie seine 
Rechte aus einem Pfandrecht oder einer sonstigen 
Sicherheit, nicht berührt. § 418 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches gilt nicht. 

(2) Geschäfte und Verhandlungen aus Anlaß und 
in Durchführung des § 38 einschließlich der Berich- 
tigung öffentlicher Bücher sind frei von Gebühren, 
Auslagen und sonstigen Abgaben; dies gilt nicht 
für die Kosten eines Rechtsstreits. Hiervon unbe- 
rührt bleiben Regelungen hinsichtlich der Gebühren, 
Auslagen und sonstigen Abgaben, die auf landes- 
rechtlichen Vorschriften beruhen, und hinsichtlich 
der Abgaben mit örtlich bedingtem Wirkungskreis. 

§ 40 

(1) Die Landwirtschaftliche Alterskasse für das 
Saarland hat die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses Abschnitts mit der Verwaltung des Alters- 
hilfefonds beschäftigten Angestellten zu dem ge- 
nannten Zeitpunkt zu übernehmen. 

(2) Die Arbeitsbedingungen der zu übernehmen- 
den Angestellten dürfen aus Anlaß der Übernahme 
nicht verschlechtert werden. 
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ZWEITER TITEL 

Gesetzliche Rentenversicherung 

§ 41 

Für die Rechte und Pflichten aus den Versiche- 
rungszeiten nach Teil II des Gesetzes Nr. 433 gelten 
die Vorschriften über die Rentenversicherung der 
Arbeiter in der für das Saarland vom 1. Januar 1957 
an jeweils maßgebenden Fassung, soweit sich nicht 
aus den nachfolgenden Vorschriften etwas anderes 
ergibt. 

§ 42 

(1) Bei der Ermittlung der für den Versicherten 
maßgebenden Rentenbemessungsgrundlage gelten 
für Zeiten vom 1. September 1957 an, für die Bei- 
träge zur saarländischen Altersversorgung der Land- 
wirte und mithelfenden Familienangehörigen ent- 
richtet sind, die Werte der Tabelle der Anlage 1. 
§ 1255 Abs. 3 Satz 1 Buchstabe d der Reichsver- 
sicherungsordnung in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 591 gilt entsprechend. 

(2) Die Bundesregierung bestimmt durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates bis 
zum 31. Dezember 1963 für die Jahre 1961 und 1962 
sowie bis zum 31. Dezember 1964 für das Jahr 1963 
in Ergänzung der Tabelle der Anlage 1 die Werte 
der in der saarländischen Altersversorgung der 
Landwirte und mithelfenden Familienangehörigen 
entrichteten Beiträge nach dem Verhältnis, in dem 
der Mittelwert des den Beitragsklassen zugeord- 
neten Bruttoarbeitsentgelts oder Bruttoarbeitsein- 
kommens zum durchschnittlichen Bruttoarbeitsent- 
gelt aller Versicherten im Sinne des § 1255 Abs. 1 
und 2 der Reichsversicherungsordnung gestanden 
hat. 

§ 43 

§§ 41 und 42 finden nach Maßgabe der nachfol- 
genden Vorschriften auch auf Versicherungsfälle 
Anwendung, die vor dem Inkrafttreten dieses Ab- 
schnitts eingetreten sind. 

§ 44 

(1) Für Renten aus Versicherungsfällen bis zum 
31. Dezember 1956, in denen Versidierungszeiten 
in der saarländischen Altersversorgung der Land- 
wirte und mithelfenden Familienangehörigen be- 
rücksichtigt sind, behält es sein Bewenden bei der 
Umstellung nach dem Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetz in der Fassung des Geset- 
zes Nr. 591 und dem Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetz in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 590. 

(2) Enthalten solche Renten neben dem Leistungs- 
anteil aus der saarländischen Altersversorgung der 
Landwirte und mithelfenden Familienangehörigen 
einen Leistungsanteil aus der knappschaftlichen 
Rentenversicherung, so sind die Renten für Bezugs- 
zeiten vom 1. Januar 1957 an unter Anwendung 
des § 41 neu zu berechnen. 


§ 45 

Renten aus Versicherungsfällen vom 1. Januar 
1957 bis zum Inkrafttreten dieses Abschnitts, in 
denen Versicherungszeiten in der saarländischen 
Altersversorgung der Landwirte und mithelfenden 
Familienangehörigen berücksichtigt sind, sind für 
Bezugszeiten vom Rentenbeginn an unter Anwen- 
dung der §§ 41 und 42 neu zu berechnen; soweit 
nach § 8 des Gesetzes Nr. 433 die Wartezeit als 
erfüllt gilt, behält es dabei sein Bewenden. Arti- 
kel 2 § 42 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes, Artikel 2 § 41 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes sowie Artikel 2 
§ 11 des Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes Nr. 635 
finden mit der Maßgabe Anwendung, daß neun 
Monatsbeiträge für jedes Kalenderjahr als entrichtet 
gelten, wenn die Anwartschaft aus den zur saar- 
ländischen Altersversorgung der Landwirte und mit- 
helfenden Familienangehörigen entrichteten Bei- 
trägen bei Eintritt des Versicherungsfalles erhalten 
war. 

§ 46 

§§ 44 und 45 gelten in den Fällen, in denen der 
Versicherungsfall vor dem Inkrafttreten dieses Ab- 
schnitts eingetreten und die Rente vor diesem Zeit- 
punkt nicht festgestellt worden ist, entsprechend. 

§ 47 

(1) Die bisher gezahlten Renten und Vorschüsse 
sind auf die Leistungen, auf die der Berechtigte 
nach § 44 Abs. 2 oder § 45 für dieselbe Zeit An- 
spruch hat, anzurechnen. 

(2) Ergibt die Neuberechnung der Renten nach 
§ 44 Abs. 2 oder § 45 einen niedrigeren als den 
bisherigen Zahlbetrag, so sind die Renten in Höhe 
des bisherigen monatlichen Zahlbetrages weiterzu- 
gewähren. überzahlte Beträge sind nicht zurückzu- 
fordern. 

§ 48 

(1) Wer mit dem Inkrafttreten dieses Abschnitts 
aus der Pflichtversicherung in der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter ausscheidet, kann innerhalb von 
zwei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Ab- 
schnitts die Versicherung freiwillig fortsetzen, wenn 
bis zur Fortsetzung der Versicherung Beiträge für 
eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung 
oder Tätigkeit für mindestens vierundzwanzig Mo- 
nate entrichtet sind. 

(2) Wer bis zum Inkrafttreten dieses Abschnitts 
von dem Recht der Weiterversicherung nach dem 
Gesetz Nr. 433 Gebrauch gemacht hat, kann die 
Versicherung fortsetzen, auch wenn die Vorausset- 
zungen des § 1233 Abs. 1 Satz 1 der Reichsversiche- 
rungsordnung nicht erfüllt sind. 

§ 49 

Für die bisher nach Teil II des Gesetzes Nr. 433 
versicherungspflichtigen mithelfenden Familienan- 
gehörigen, die vor dem 1. Januar 1904 geboren 
sind, gilt auch bei Versicherungsfällen nach Inkraft- 


10 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/474 


treten dieses Abschnitts die Wartezeit für das 
Altersruhegeld bei Vollendung des 65. Lebensjahres 
als erfüllt, wenn sie mindestens sechzig Monatsbeh 
träge auf Grund der Versicherungspflicht entrichtet 
haben und die Anwartschaft aus den zur saarländi- 
schen Altersversorgung der Landwirte und mithelfen- 
den Familienangehörigen entrichteten Beiträgen bei 
Inkrafttreten dieses Abschnitts erhalten war. 


VIERTER ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 50 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 51 

(1) Es treten in Kraft 

a) der Erste und Dritte Abschnitt am ersten 
Tage des auf die Verkündung folgenden 
dritten Kalendermonats, 

b) der Zweite Abschnitt mit Wirkung vom 
1. Januar 1959, § 20 Nr. 4 mit Wirkung 
vom 1. Januar 1961, § 24 mit Wirkung 
vom 1. Januar 1957, § 20 Nr. 6 und § 25 
mit Wirkung vom 1. Januar 1962. 

(2) Zu den in Absatz 1 genannten Zeitpunkten 
treten unbeschadet des Absatzes 3 jeweils alle ent- 
gegenstehenden und alle inhaltsgleichen Vorschrif- 
ten außer Kraft, insbesondere 

a) am ersten Tage des auf die Verkündung 
folgenden dritten Kalendermonats 

die Verordnung über die Durchführung 
der Krankenversicherung der Rentner im 
Saarland in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 112 vom 30. Juni 1949 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 721), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 Nr. 2 des Gesetzes Nr. 676 vom 
27. Juni 1959 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1073), 

der Erlaß über die Krankenversicherung 
der Studenten der Universität des Saar- 
landes und der Schüler anderer Lehran- 
stalten vom 20. April 1950 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 343), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 Nr. 1 des Gesetzes Nr. 676, 


das Gesetz Nr. 192 über die Krankenver- 
sicherung der Studenten der Universität 
des Saarlandes und der Schüler anderer 
Lehranstalten vom 30. Juni 1950 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 853), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 3 Nr. 1 des Gesetzes 
Nr. 676, 

die §§ 5 und 6 des Auswirkungsgesetzes 
vom 26. März 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 200), 

die §§ 10 bis 12 des Sozialversicherungs- 
Organisationsgesetzes Saar vom 28. März 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 194), 

das Gesetz Nr. 433 über die Altersversor- 
gung der selbständigen Landwirte und der 
auf Grund ihres Beschäftigungsverhältnis- 
ses bisher nicht versicherungspflichtigen 
Arbeitskräfte (mithelfenden Familienange- 
hörigen) der saarländischen Landwirt- 
schaft vom 7. Juli 1954 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 834), 

das Gesetz Nr. 475 zur Änderung des Ge- 
setzes Nr. 433 über die Altersversorgung 
der selbständigen Landwirte und der auf 
Grund ihres Beschäftigungsverhältnisses 
bisher nicht versicherungspflichtigen Ar- 
beitskräfte (mithelfenden Familienangehö- 
rigen) der saarländischen Landwirtschaft 
vom 7. Juli 1954 (Amtsblatt des Saarlan- 
des S. 834) vom 19. Juli 1955 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1242), 

b) mit Wirkung vom 1. Januar 1959 

das Gesetz Nr. 345 über eine besondere 
Fürsorge für Versicherte im Zusammen- 
hang mit einer versicherungspflichtigen 
Beschäftigung außerhalb des Saarlandes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
29. Juli 1953 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 520). 

(3) Es treten ferner außer Kraft 

a) mit Wirkung vom 1. April 1960 § 2 Abs. 1 
des Auswirkungsgesetzes, 

b) am ersten Tage des auf die Verkündung 
folgenden Kalendermonats § 15 des Ge- 
setzes Nr, 345 und § 17 Nr. 4 des Ersten 
Überleitungsgesetzes vom 28. Novem- 
ber 1950 (Bundesgesetzbl. S. 773) in der 
Fassung des Fünften Uberleitungsgesetzes 
vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 335), 

c) am 1. April 1963 § 13 des Sozialversiche- 
rungs-Organisationsgesetzes Saar. 
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Anlage 
(zu § 42 Abs. 1) 




Lohn- 

oder Beitragsklassen (saarländische Monatsbeiträge) 




1 2 

3 

4 5 

6 

7 

8 

9 10 

11 

12 

Vom 1. September 
bis 31. Dezember 

1957 

1957 

— ! 1,42 

2,84 

4,26 5,68 

7,10 

8,52 

9,24 

11,37 114,21 

17,05 

22,73 

Vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 

1958 

1958 

— 1,21 

2,43 

3,64 4,86 

1 6,07 

1 

7,28 

7,89 

9,71 12,14 

14,57 

19,42 

Vom 1, Januar 
bis 31. Dezember 

1959 

1959 

~ ^ 1,13 

2,26 

3,39 4,52 

5,65 

6,78 1 

7,35 

i 

9,04 111,30 

13,56 

18,08 

Vom 1. Januar 
bis 31. Dezember 

1960 

1960 

— 0,97 

1,94 

2,91 3,88 

4,85 

5,82 

6,30 

7,76 9,70 

11,64 

15,52 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Die Rechtseinheit zwischen dem Saarland und dem 
übrigen Bundesgebiet ist auf dem Gebiet der Sozial- 
versicherung — nachdem im Organisations-, Selbst- 
verwaltungs- und Verfahrensrecht, in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung mit Ausnahme des 
Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts und im 
Handwerkerversicherungsrecht keine nennenswer- 
ten Unterschiede mehr bestehen — bereits weit- 
gehend hergestellt. Die in der gesetzlichen Unfall- 
versicherung noch bestehenden Abweichungen, die 
nur wenige Einzelvorschriften betreffen, werden 
durch das dem Deutschen Bundestag im Entwurf be- 
reits vorliegende Gesetz zur Neuregelung des Rechts 
der gesetzlichen Unfallversicherung (vgl. BT-Druck- 
sache IV/120) beseitigt werden, so daß nach dessen 
Verabschiedung auch auf diesem Gebiet die Rechts- 
einheit verwirklicht sein wird. 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf — die Zustän- 
digkeit des Bundes zum Erlaß des Gesetzes ergibt 
sich aus Artikel 74 Nr. 12 des Grundgesetzes — soll 
die Rechtseinheit zwischen dem Saarland und dem 
übrigen Bundesgebiet nunmehr auch in der gesetz- 
lichen Krankenversicherung, im Fremdrenten- und 
Auslandsrentenrecht und auf dem Gebiet des Rechts 
der Altersversorgung der Landwirte und mithelfen- 
den Familienangehörigen herbeigeführt werden. Die 
Herstellung der Rechtseinheit auch auf diesen Ge- 
bieten ist in mehrfacher Hinsicht notwendig. Sowohl 
sozial- als auch rechtspolitische Gründe lassen es 
geboten erscheinen, die nunmehr bereits seit länge- 
rer Zeit bestehenden Rechtsuntersdiiede, insbeson- 
dere hinsichtlich des sozialen Leistungsrechts für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Landwirte, zu beseiti- 
gen. Hinzu kommen aber auch verwaltungstechni- 
sche Gründe, weil die Geltung verschiedenen Rechts 
im Saarland und im übrigen Bundesgebiet den Ver- 
sicherungsträgern nicht unwesentliche Schwierigkei- 
ten bereitet. Dies zeigt sich vor allem bei Verzug 
eines Versicherten oder Rentners vom Saarland in 
das übrige Bundesgebiet oder umgekehrt sowie 
darin, daß beispielsweise für die Landwirte und mit- 
helfenden Familienangehörigen im Saarland wegen 
der bestehenden Rechtsungleichheit zur Zeit nur 
„vorläufige" Leistungen gewährt werden können. 

Gesetzliche Krankenversicherung 

In der gesetzlichen Krankenversicherung wurde die 
notwendige Angleichung durch eine Reihe von Ge- 
setzen, insbesondere den Zweiten Abschnitt des Ge- 
setzes zur Verbesserung der wirtschaftlichen Siche- 
rung der Arbeiter im Krankheitsfalle vom 26. Juni 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 649), das Gesetz Nr. 633 
über die Angleichung des Kassenarztrechts im Saar- 
land an das im übrigen Bundesgebiet geltende Recht 
vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saarlandes S. 1237), 
das Gesetz Nr. 634 über die Angleichung des Rechts 
der Verbände der gesetzlichen Krankenkassen im 
Saarland an das im übrigen Bundesgebiet geltende 


Recht vom gleichen Tage (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1241), das Gesetz Nr. 676 zur Änderung weiterer 
sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften im Saar- 
land vom 27. Juni 1959 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1073), das Gesetz zur Änderung krankenversiche- 
rungsrechtlicher Vorschriften im Saarland vom 
30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 365) und das 
Sozialversicherungs-Organisationsgesetz Saar vom 
28. März 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 194) bereits 
weitgehend vollzogen. Die wesentlichen Unter- 
schiede des Krankenversicherungsrechts im Saar- 
land und im übrigen Bundesgebiet bestehen deshalb 
lediglich noch darin, daß im Saarland zu dem ver- 
sicherungspflichtigen Personenkreis nach dem Erlaß 
über die Krankenversicherung der Studenten der 
Universität des Saarlandes und der Schüler anderer 
Lehranstalten vom 20. April 1950 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 343), zuletzt geändert durch Artikel 3 
Nr. 1 des Gesetzes Nr. 676, auch Studenten und 
Schüler gehören, daß die Krankenversicherung der 
Rentner nach der Verordnung über die Durchfüh- 
rung der Krankenversicherung der Rentner im Saar- 
land in der Fassung des Gesetzes Nr. 112 vom 
30. Juni 1949 (Amtsblatt des Saarlandes S. 721), zu- 
letzt geändert durch Artikel 3 Nr. 2 des Gesetzes 
Nr. 676, hinsichtlich ihrer Voraussetzungen und 
ihrer Finanzierung abweichend vom übrigen Bun- 
desgebiet geregelt ist und daß zu den Gemein- 
schaftsaufgaben der Krankenversicherung im Saar- 
land auf Grund der Übergangsvorschrift des § 13 
des Sozialversicherungs-Organisationsgesetzes Saar 
auch der Betrieb von sechs Krankenhäusern gehört. 
Diese im Saarland noch bestehenden Abweichungen 
sollen aus Gründen der Rechtseinheit nunmehr ent- 
fallen. Nach dem Ersten Abschnitt des Entwurfs soll 
das im übrigen Bundesgebiet außerhalb des Saar- 
landes geltende Recht der Krankenversicherung 
grundsätzlich auch im Saarland gelten. Dabei wird 
aber den im Saarland bestehenden Verhältnissen — 
soweit erforderlich und möglich — in einer Reihe 
von Ubergangsvorschriften Rechnung getragen. 

Fremdrenten- und Auslandsrentenredit 

Ein wesentlicher Unterschied zwischen dem Sozial- 
versicherungsrecht im Saarland und dem des übri- 
gen Bundesgebietes besteht aber noch auf dem 
Gebiet des Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts. 
Das Fremdrentengesetz in der Fassung des Fremd- 
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 
vom 25. Februar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 93) und 
die Artikel 2 bis 6 des Fremdrenten- und Auslands- 
renten-Neuregelungsgesetzes gelten — mit Aus- 
nahme des die freiwillige Krankenversicherung 
betreffenden § 10 des Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetzes vom 7. August 1953 (Bundesgesetzbl. 
I S. 848), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
4. September 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 767) — im 
Saarland nicht. Dort besteht eine Sonderregelung, 
die von dem Recht des übrigen Bundesgebietes er- 


13 



Drucksache IV/ 474 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


heblich abweicht; sie ist in dem Gesetz Nr. 345 über 
eine besondere Fürsorge für Versicherte im Zu- 
sammenhang mit einer versicherungspflichtigen Be- 
schäftigung außerhalb des Saarlandes in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 520) enthalten. 

Nach dem Gesetz Nr. 345 werden die im Saarland 
wohnenden Personen, die außerhalb des Bundesge- 
bietes und des Landes Berlin der Sozialversicherung 
angehört haben, in der Krankenversicherung, Un- 
fallversicherung und in den Rentenversicherungen 
grundsätzlich so gestellt, als ob sie im Saarland ver- 
sichert gewesen wären. Sie erhalten nach Maßgabe 
des im Saarland geltenden Sozialversicherungsrechts 
sogenannte Fürsorgeleistungen, soweit der an sich 
zuständige Versicherungsträger keine oder — in der 
Unfallversicherung und in den Rentenversicherungen 
— nur eine geringere Leistung als die im Saar- 
land vorgesehene gewährt. Hierbei kommt es im 
allgemeinen nicht darauf an, welche Staatsangehö- 
rigkeit diese Personen haben, ob sie Vertriebene, 
Flüchtlinge oder Einheimische sind und in welchem 
Land außerhalb der Bundesrepublik Deutschland sie 
versichert waren. Die Fürsorgeleistungen werden 
allerdings nur gewährt, solange der Berechtigte 
seinen ausschließlichen Wohnsitz im Saarland hat. 
Sie werden nicht gewährt an Angehörige der Länder, 
mit denen ein Abkommen über Sozialversicherung 
besteht und in denen eine ähnliche Fürsorge den 
dort wohnenden Saarländern nicht zugebilligt ist, 
sowie an Versicherte, die nach dem 30. September 
1953 erstmalig oder nach einer Unterbrechung eine 
Beschäftigung außerhalb des Saarlandes aufgenom- 
men haben, es sei denn, sie haben vom zuständigen 
Arbeitsamt eine Bescheinigung erhalten, daß ihnen 
eine zumutbare Beschäftigung im Saarland durch 
die öffentliche Arbeitsvermittlung nicht nachgewie- 
wiesen werden konnte. 

Das Gesetz Nr. 345 geht in seinem Grundgedanken 
und in seinen Einzelregelungen von der Sach- und 
Rechtslage aus, die im Saarland vor der Eingliede- 
rung in die Bundesrepublik Deutschland am 1. Ja- 
nuar 1957 bestanden hat. Seitdem ist sowohl in der 
Kranken- und Unfallversicherung — wie vorstehend 
bereits ausgeführt — als auch in der Rentenver- 
sicherung — hier insbesondere durch die Einführung 
der Rentenversicherungs-Neuregelungsgesetze — 
das im Saarland geltende Recht dem Recht des übri- 
gen Bundesgebietes weitgehend angepaßt worden. 
Eine Angleichung des Fremdrenten- und Auslands- 
rentenrechts ist daher schon aus diesen Gründen, 
aber auch aus Gründen der Rechtseinheit zwingend 
geboten. Diesem Erfordernis wird durch den Zwei- 
ten Abschnitt des Entwurfs Rechnung getragen. Nach 
ihm sollen das Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregeliingsgesetz auch im Saarland eingeführt 
und die dort bestehenden besonderen Verhältnisse 
-- soweit erforderlich und möglich — in Anpas- 
sungs- und Übergangsvorschriften berücksichtigt 
werden. 

Altersversorgung der Landwirte und mithelfenden 
Familienangehörigen 

Ein weiterer wesentlicher Unterschied auf dem Ge- 
biet des Sozialversicherungsrechts im Saarland und 


im übrigen Bundesgebiet besteht auch noch in der 
Altersversorgung der Landwirte. Das Gesetz über 
eine Altershilfe für Landwirte in der Fassung des 
Gesetzes zur Neuregelung der Altershilfe für Land- 
wirte vom 3. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 845) gilt 
nicht im Saarland. Dort besteht eine Sonderregelung, 
die von dem Recht des übrigen Bundesgebietes er- 
heblich abweicht; sie ist in dem Gesetz Nr. 433 über 
die Altersversorgung der selbständigen Landwirte 
und der auf Grund ihres Beschäftigungsverhältnisses 
bisher nicht versicherungspflichtigen Arbeitskräfte 
(mithelfenden Familienangehörigen) der saarländi- 
schen Landwirtschaft vom 7. Juli 1954 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 834), geändert durch das Gesetz 
Nr. 475 vom 19. Juli 1955 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 1242), enthalten. 

Nach dem — am 1. Januar 1954 in Kraft getretenen 
— Gesetz Nr. 433 sind im Saarland die selbständi- 
gen Landwirte und ihre mithelfenden Familienange- 
hörigen (Verwandte bis zum dritten und Verschwä- 
gerte bis zum zweiten Grad), die das 14. Lebensjahr 
vollendet und das 60. Lebensjahr noch nicht über- 
schritten haben, in der Rentenversicherung der Ar- 
beiter pflichtversichert. Für ihre Versicherung ist — 
mit nur wenigen Besonderheiten — das bis zum 
31. Dezember 1956 im Saarland geltende Recht der 
Rentenversicherung der Arbeiter maßgebend; das Ar- 
beiterrentenversicherungs-Neuregelungsgesetz gilt 
für sie nicht (§ 1 des Gesetzes Nr. 433, Artikel 2 
§ 54 b Abs. 1 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 591 zur Einführung des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
13. Juli 1957 — Amtsblatt des Saarlandes S. 779 — 
und § 21 dieses Gesetzentwurfes). Die Besonder- 
heiten bestehen im wesentlichen darin, daß die Bei- 
träge von dem Betriebsinhaber allein zu tragen und 
in der Beitragsklasse 2 zu entrichten sind, höhere 
Beiträge allerdings entrichtet werden dürfen und für 
den Fall, daß von dieser Befugnis kein Gebrauch 
gemacht wird, grundsätzlich nur der halbe Grundbe- 
trag und der halbe Mindeststeigerungsbetrag ge- 
währt wird (§§ 5 bis 7 des Gesetzes Nr. 433). Die- 
jenigen Landwirte und mithelfenden Familienange- 
hörigen, die am 1. Januar 1954 das 60. Lebensjahr, 
aber noch nicht das 65. Lebensjahr vollendet hatten, 
sind in einem besonderen Altershilfefonds, der bei 
der Landwirtschaftskammer für das Saarland errich- 
tet wurde, versichert. Sie erhalten aus diesem 
Fonds bei Eintritt des Versicherungsfalles durch 
„Staatsbeiträge'' gesicherte Leistungen in Höhe des 
halben Mindestbetrages der „Invalidenrente" die 
nach dem am 31. Dezember 1956 im Saarland gel- 
tenden Recht der Rentenversicherung der Arbeiter 
zu gewähren war (§§ 9 bis 13 des Gesetzes Nr. 433). 
Dieselben Leistungen aus dem Altershilfefonds er- 
halten unter bestimmten Voraussetzungen auch die 
Landwirte und mithelfenden Familienangehörigen, 
die am 1. Januar 1953 das 65. Lebensjahr vollendet 
hatten oder „invalide" waren und in der Landwirt- 
schaft nicht mehr tätig sind (§§ 14 bis 16 des Ge- 
setzes Nr. 433). 

Der größte Teil der selbständigen Landwirte und 
mithelfenden Familienangehörigen, die nach dem 
Gesetz Nr. 433 pflichtversichert sind, war vor dem 
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Inkrafttreten dieses Gesetzes schon einmal in der j 
Rentenversicherung der Arbeiter, der Rentenver- 
sicherung der Angestellten oder in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung versichert. Insoweit fin- 
den auf sie die Rentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetze Anwendung. Soweit sie Versicherungszeiten 
nach dem Gesetz Nr. 433 zurückgelegt haben, gilt dem- 
gegenüber das alte Recht der gesetzlichen Renten- 
versicherung. Die Feststellung einer Rente aus allen 
Versicherungszeiten führt daher wegen der grund- 
sätzlichen Unterschiede der Rentenberechnung nach 
altem und neuem Recht zu erheblichen Schwierig- 
keiten. Eine Angleichung des im Saarland geltenden 
Rechts der Altersversorgung der Landwirte und mit- 
helfenden Familienangehörigen an das im übrigen 
Bundesgebiet geltende Recht ist deshalb schon aus 
diesen Gründen, aber auch aus Gründen der Rechts- 
einheit geboten. Diesem Erfordernis wird durch den 
Dritten Abschnitt des vorliegenden Gesetzentwurfs 
Rechnung getragen. Nach ihm wird das Gesetz über 
eine Altershilfe für Landwirte — das sich nur auf 
die selbständigen Landwirte und nicht auch auf die 
mithelfenden Familienangehörigen bezieht — in sei- 
ner neuen Fassung auch im Saarland eingeführt. Für 
die Rechte und Pflichten aus den nach dem Gesetz 
Nr. 433 zurückgeiegten Versicherungszeiten wird das 
vom 1. Januar 1957 an' geltende Recht der Renten- 
versicherung der Arbeiter maßgebend. Die selbstän- 
digen Landwirte und mithelfenden Familienangehö- 
rigen scheiden damit aus der Pflichtversicherung in 
der Rentenversicherung der Arbeiter aus, jedoch 
können sie ihre Versicherung in diesem Versiche- 
rungszweig unter erleichterten Voraussetzungen 
freiwillig fortsetzen. 


B. Besonderer Teil 
ERSTER ABSCHNITT 

Angleichung der Reichsversicherungsordnung 
und des Reichsknappschaftsgesetzes sowie 
Änderung des Saarknappschaftsgesetzes 

ERSTER TITEL 

Angleichung der Reichsversicherungsordnung 

Zu § 1 

Die Vorschrift bestimmt, daß das Zweite Buch der 
Reichsversicherungsordnung sowie die zu seiner 
Änderung, Ergänzung und Durchführung erlassenen 
Vorschriften in der im übrigen Bundesgebiet gelten- 
den Fassung auch im Saarland gelten. Ihrem auf die 
abschließende Angleichung in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung abzielenden Zweck entsprechend 
hat sie materiell-rechtlich nur insoweit Bedeutung, 
als die die gesetzliche Krankenversicherung betref- 
fenden Vorschriften im Saarland noch von den im 
übrigen Bundesgebiet geltenden Vorschriften ab- 
weichen. Da auf Grund der im Allgemeinen Teil der 
Begründung angeführten Gesetze (vgl. S. 13) die 
Rechtseinheit in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung bereits weitgehend hergestellt ist, wirkt sich 


mithin die Vorschrift im wesentlichen in bezug auf 
die abweichende Regelung der Rentnerkränkenver- 
sicherung, die in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung durchgeführte Versicherung der Studenten der 
Universität des Saarlandes und der Schüler anderer 
Lehranstalten, aber auch auf die im Saarland noch 
abweichenden Regelungen hinsichtlich der Kranken- 
schein- und Verordnungsblattgebühr aus. Die inso- 
weit durch § 1 eintretenden Änderungen im Saar- 
land bringen den Versicherten grundsätzlich keine 
Nachteile, zumal nach § 4 des Gesetzentwurfs für 
Versicherte im Saarland bestehende günstigere Re- 
gelungen bis zur Neuregelung der gesetzlichen 
Krankenversicherung weiter anzuwenden sind und 
nach den §§ 5 ff. des Gesetzentwurfs sehr weitge- 
hende übergangsregelungen getroffen werden. 

Bei dieser Gelegenheit soll auch auf dem Gebiet des 
die Beziehungen der Versicherungsträger zueinan- 
der und zu anderen Verpflichteten betreffenden 
Rechts die Rechtseinheit hergestellt werden. Wäh- 
rend hinsichtlich des Ersten Buches der Reichsver- 
sicherungsordnung — Gemeinsame Vorschriften — 
und hinsichtlich des Sechsten Buches — -Verfahren — 
keine Rechtsunterschiede zwischen dem Saarland 
und dem übrigen Bundesgebiet mehr bestehen, wei- 
chen einige Vorschriften des Fünften Buches der 
Reichsversicherungsordnung — u. a. auch die §§ 1505 
und 1542 Äbs. 2 — im Saarland noch von ihrer im 
übrigen Bundesgebiet geltenden Fassung ab. § 1 be- 
stimmt deshalb weiterhin, daß auch das Fünfte Buch 
der Reichsversicherungsordnung mit den zu seiner 
Änderung, Ergänzung und Durchführung erlassenen 
Vorschriften im Saarland in gleicher Fassung wie im 
übrigen Bundesgebiet gelten soll. Dabei geht der 
Entwurf aber davon aus, daß hinsichtlich des die Be- 
ziehungen der Krankenversicherung und Unfallver- 
sicherung betreffenden Rechts — dies gilt insbeson- 
dere für § 1505 der Reichsversicherungsordnung — 
vor Inkrafttreten dieses Gesetzentwurfs durch Ar- 
tikel 2 Nr. 6 bis 12 des Gesetzes zur Neuregelung 
des Rechts der gesetzlichen Unfallversicherung (vgl. 
BT-Drucksache IV/120 S. 44) im Saarland die Rechts- 
einheit mit dem übrigen Bundesgebiet hergestellt 
sein wird. 

Im Zusammenhang mit den in § 1 angeführten Vor- 
schriften zur Änderung, Ergänzung und Durchfüh- 
rung des Zweiten und Fünften Buches der Reichs- 
versicherungsordnung ist noch darauf hinzuweisen, 
daß darunter nur solche Vorschriften verstanden 
werden können, die vom früheren Reichsgesetzge- 
ber oder vom Bundesgesetzgeber erlassen worden 
sind. Damit werden Änderungs-, Ergänzungs- und 
Durchführungsvorschriften nicht im Saarland ein- 
geführt, die von einzelnen Ländern in der Zeit von 
1945 bis 1949 erlassen worden sind und in diesen 
Ländern als partielles Bundesrecht weitergelten. 
Ändererseits kann die Vorschrift ihrer eingangs 
dargelegten Zielsetzung nach auch nicht bundes- 
rechtliche Vorschriften berühren, die — wie etwa 
§ 2 Äbs. 2 des Sozialversicherungs-Organisations- 
gesetzes Saar — bei der früheren Einführung von 
Vorschriften der gesetzlichen Krankenversicherung 
für das Saarland nicht abweichende, sondern nur 
ergänzende Regelungen getroffen haben. Äus die- 
sem Grunde schien es auch notwendig, beispiels- 
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weise § 13 des Sozialversicherungs-Organisations- 
gesetzes Saar, nach dem in Ergänzung der der Lan- 
desversicherungsanstalt für das Saarland nach der 
Dritten Verordnung zum Aufbau der Sozialversiche- 
rung obliegenden Aufgaben auch der Betrieb von 
sechs Krankenhäusern zu den Gemeinschaftsaufga- 
ben der Krankenversicherung gehört, ausdrücklich 
außer Kraft zu setzen (vgl, § 51 Abs. 3 Buchstabe c 
des vorliegenden Gesetzentwurfs nebst Begrün- 
dung). 

ZWEITER TITEL 

Angleichung des Reichsknappschaftsgesetzes 

und Änderung des Saarknappschaftsgesetzes 

Zu § 2 

Die Vorschrift bestimmt, daß die die knappschaft- 
liche Krankenversicherung betreffenden Vorschrif- 
ten des Reichsknappschaftsgesetzes (Vierter Ab- 
schnitt — Krankenversicherung — und 11. Unter- 
abschnitt des Achten Abschnitts — Beiträge zur 
Krankenversicherung — ) sowie die zu ihrer Ände- 
rung, Ergänzung und Durchführung erlassenen Vor- 
schriften im Saarland in der im übrigen Bundes- 
gebiet geltenden Fassung in Kraft treten. Da nach 
§ 20 des Reichsknappschaftsgesetzes die knapp- 
schaftliche Krankenversicherung in erster Linie nach 
den Vorschriften der Reichsversicherungsordnung 
durchgeführt wird, wird durch § 2 in Verbindung 
mit § 1 auch die Rechtseinheit in der knappschaft- 
Ichen Krankenversicherung herbeigeführt. 

Ausgenommen von der Einführung sind nur die 
§§ 17, 18, 123 und 124 des Reichsknappschaftsgeset- 
zes. Während § 17 mit Rücksicht auf den im Saar- 
land noch geltenden § 6 des Saarknappschaftsgeset- 
zes vom 11. Juli 1951 (Amtsblatt des Saarlandes S. 
1099, 1379) für das Saarland gegenstandslos ist, 
betreffen § 18 die Errichtung von besonderen Kran- 
kenkassen und die §§ 123 und 124 Vorschuß- und 
'Zuschußpflichten des Arbeitgebers beim Bestehen 
einer solchen Krankenkasse. Für die Einführung die- 
ser Vorschriften im Saarland besteht kein Bedürf- 
nis, zumal sie auch im übrigen Bundesgebiet bisher 
keinerlei praktische Bedeutung erlangt haben. 

Zu § 3 

Mit dieser Vorschrift soll — abgesehen von der mit 
Rücksicht auf § 2 notwendigen Streichung von Vor- 
schriften des Saarknappschaftsgesetzes (vgl. § 3 
Nr. 1 und 5) — die knappschaftliche Krankenver- 
sicherung der Rentner, soweit möglich und notwen- 
dig, dem insoweit im übrigen Bundesgebiet gelten- 
den Recht angepaßt werden. Dabei beschränkt sich 
der Entwurf auf eine der Anpassung dienende 
Änderung der die knappschaftliche Krankenver- 
sicherung der Rentner betreffenden Vorschriften 
des Saarknappschaftsgesetzes, ohne das im übrigen 
Bundesgebiet für die knappschaftliche Krankenver- 
sicherung der Rentner geltende Recht auch formell 
im Saarland einzuführen. Mit Rücksicht auf die im 
Saarland vorhandene, in sich geschlossene Rege- 
lung des Saarknappschaftsgesetzes erschien es 


nämlich nicht zweckmäßig, das unter Berücksichti- 
gung der vorgesehenen Änderungen zwar materiell 
im wesentlichen übereinstimmende, jedoch über 
zahlreiche Einzelvorschriften verstreute und daher 
unübersichtliche Recht des übrigen Bundesgebietes 
auf dem Gebiet der knappschaftlichen Krankenver- 
sicherung der Rentner auch im Saarland einzufüh- 
ren. 

Zu Nummer 2 

Mit der Änderung des § 16 Abs. 1 des Saarknapp- 
schaftsgesetzes soll klargestellt werden, daß ebenso 
wie im übrigen Bundesgebiet grundsätzlich nur der- 
jenige, der eine Rente aus der knappschaftlichen 
Rentenversicherung bezieht oder die Gewährung 
einer solchen Rente beantragt hat, für den Fall der 
Krankheit in der knappschaftlichen Krankenver- 
sicherung der Rentner versichert wird. Empfänger 
einer Leistung nach dem Gesetz Nr. 345 unterliegen 
damit — entgegen der bisher geübten Praxis — 
nicht der knappschaftlichen Krankenversicherung 
der Rentner (vgl. hierzu auch § 8 des vorliegenden 
Gesetzentwurfs nebst Begründung), 

Die Neufassung des § 16 Abs. 4 des Saarknapp- 
schaftsgesetzes legt den von den Trägern der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter und dem Träger der 
Rentenversicherung der Angestellten an die Saar- 
knappschaft zu zahlenden laufenden Monatsbeitrag 
nunmehr gesetzlich fest. Bisher wurde dieser lau- 
fende Monatsbeitrag durch den Minister für Arbeit 
und Sozialwesen des Saarlandes jeweils durch Ver- 
ordnung festgesetzt, die bis zum Ende der Über- 
gangszeit der Zustimmung der Bundesregierung 
nach § 6 des Gesetzes über die Eingliederung des 
Saarlandes vom 23. Dezember 1956 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1011) bedurfte und seitdem die Zustimmung 
der Bundesregierung nach § 39 des Gesetzes zur Ein- 
führung von Bundesrecht im Saarland vom 30. Juni 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 313)) erfordert (vgl, u. a. 
die Verordnung vom 19. Mai 1959 — Amtsblatt des 
Saarlandes S, 918 — ). Für die Höhe des Beitrages 
wird an den Beitrag angeknüpft, den die Träger der 
gesetzlichen Rentenversicherung zu leisten hätten, 
wenn die betreffenden Rentner bei der Allgemeinen 
Ortskrankenkasse für das Saarland als Rentner ver- 
sichert wären. Die Aufwendungen für die von der 
Allgemeinen Ortskrankenkasse für das Saarland 
durchgeführte Rentnerkrankenversicherung waren 
auch schon bisher Maßstab für die im Verordnungs- 
wege jeweils vorgenommenen Festsetzungen des 
laufenden Monatsbeitrages. 

Zu Nummer 3 

Die Neufassung des § 20 des Saarknappschaftsgeset- 
zes berücksichtigt die Einführung der die knapp- 
schaftliche Krankenversicherung betreffenden Vor- 
schriften des Reichsknappschaftsgesetzes (vgl, § 2 
des Gesetzentwurfs) und die Neufassung cies § 183 
der Reichsversicherungsordnung durch das Gesetz 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes zur Ver- 
besserung der wirtschaftlichen Sicherung der Arbei- 
ter im Krankheitsfalle vom 12, Juli 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 913). Zugleich muß der bisherige Ab- 
satz 2 des § 20 des Saarknappschaftsgesetzes mit 
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Rücksicht auf die Aufhebung der Verordnung über 
die Durchführung der Krankenversicherung der 
Rentner im Saarland (vgl. § 51 Abs. 2 Buchstabe a 
des Gesetzentwurfs) entfallen. Dadurch wird er- 
reicht, daß den in der knappschaftlichen Kranken- 
versicherung der Rentner versicherten Empfängern 
von Renten aus der Rentenversicherung der Arbei- 
ter und der Rentenversicherung der Angestellten 
(vgl. Artikel 2 § 27 des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes in der Fassung des 
Gesetzes Nr. 635 vom 18. Juni 1958 — Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1099 — ) grundsätzlich das in der knapp- 
schaftlichen Krankenversicherung der Rentner vor- 
gesehene Sterbegeld gewährt wird. 

Zu Nummer 4 

Nach dem bisherigen § 22 des Saarknappschaftsge- 
setzes in Verbindung mit der Satzung der Saar- 
knappschaft hatten Rentner für sich und ihre Fami- 
lienangehörigen zu den Kosten jeder Verordnung 
eine Gebühr von 30 Deutsche Pfennig zu entrichten. 
Im Zuge der Angleichung erhält § 22 jetzt die Fas- 
sung des insoweit im übrigen Bundesgebiet noch 
geltenden § 16 Abs. 1 der Verordnung über die 
Krankenversicherung der Rentner vom 4. November 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 689). Im einzelnen wird 
hierzu auf die Begründung zu § 4 Abs. 3 verwiesen. 


DRITTER TITEL 
Ubergangsvorschriften 

Zu § 4 

Nach Absatz 1 dieser Vorschrift sollen bis zur Neu- 
regelung der gesetzlichen Krankenversicherung 
noch wenige Vorschriften des Zweiten und Fünften 
Buches der Reichsversicherungsordnung in einer 
vom übrigen Bundesgebiet abweichenden Fassung 
angewendet werden. Dadurch wird sichergestellt, 
daß die bei der Saarknappschaft hinsichtlich des 
Mindestbetrages des Sterbegeldes und bei den Trä- 
gern der Krankenversicherung allgemein hinsicht- 
lich des Familiensterbegeldes beim Tode des Ehe- 
gatten eines Versicherten bestehenden satzungs- 
rechtlichen Regelungen bis zu dem genannten Zeit- 
punkt aufrechterhalten werden können. Dies er- 
schien deshalb gerechtfertigt, weil im Zuge der Neu- 
regelung der gesetzlichen Krankenversicherung 
ohnehin auch im übrigen Bundesgebiet mit einer 
Anhebung des Sterbegeldes und des Familiensterbe- 
geldes gerechnet werden kann. Die weitere Anwen- 
dung des § 216 Abs. 3 und des § 1542 Abs. 2 der 
Reichsversicherungsordnung in der beim Inkrafttre- 
ten dieses Abschnitts im Saarland geltenden Fas- 
sung dient einem praktischen Bedürfnis der Ver- 
sicherungsträger im Saarland. Im übrigen wird 
§216 Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung auch 
im übrigen Bundesgebiet zur Zeit nicht in einheit- 
licher Fassung angewendet; in einem Teil der Län- 
der des übrigen Bundesgebietes wird vielmehr noch 
der Erlaß des früheren Reichsarbeitsministers vom 
16. Februar 1943 (AN 1943 II S. 75) praktiziert. 

Im Saarland wird nach dem dort zur Zeit geltenden 
§ 195 a Nr. 5 der Reichsversicherungsordnung als 


Wochen- und Familienwochenhilfe auch eine Ernäh- 
rungsbeihilfe gewährt, die satzungsrechtlich fast 
ausnahmslos auf 50 Deutsche Pfennig täglich fest- 
gesetzt ist. Absatz 2 sieht vor, daß die im übrigen 
Bundesgebiet nicht als Leistung vorgesehene Ernäh- 
rungsbeihilfe im Saarland bis zur Neuregelung der 
gesetzlichen Krankenversicherung weiter gewährt 
wird. 

Absatz 3 entspricht dem § 16 Abs. 1 der Verordnung 
vom 4. November 1941, der im übrigen Bundesge- 
biet nach Artikel 4 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über 
Krankenversicherung der Rentner vom 12. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 500) weiter gilt und für die in 
der Krankenversicherung als Rentner versicherten 
Personen die Rechtsgrundlage für die Befreiung von 
der Krankenschein- und Verordnungsblattgebühr 
enthält. Hiernach sind Rentner für sich und ihre 
Familienangehörigen von der Krankenscheingebühr 
befreit, während sich die Befreiung von der Ver- 
ordnungsblattgebühr auf die Rentner selbst be- 
schränkt. Für ihre Familienangehörigen sind dem- 
gegenüber nach Artikel 11 Abs. 2 der Ersten Ver- 
ordnung zur Vereinfachung des Leistungs- und Bei- 
tragsrechts vom 17. März 1945 (Reichsgesetzbl. I 
S. 41) pro Verordnung 50 Deutsche Pfennig, jedoch 
nicht mehr als die wirklichen Kosten, zu entrichten. 

Zu § 5 

Nach der Verordnung über die Durchführung der 
Krankenversicherung der Rentner im Saarland sind 
alle Rentenbezieher ohne Rücksicht auf etwaige 
Vorversicherungszeiten für den Fall der Krankheit 
versichert. Soweit sie bei Inkrafttreten dieses Ab- 
schnitts die Voraussetzungen des § 165 Abs. 1 Nr. 3 
oder 4 erfüllen, werden sie nunmehr nach diesen 
Vorschriften versichert. 

Nach § 5 sollen aus Gründen der Besitzstandswah- 
rung aber auch die bisher nach den saarländischen 
Vorschriften versicherten Rentner, die die Voraus- 
setzungen des § 165 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 der Reichs- 
versicherungsordnung nicht erfüllen, nach diesen 
Vorschriften als versichert gelten, solange sie 
Rente aus der Rentenversicherung der Arbeiter 
oder der Rentenversicherung der Angestellten be- 
ziehen. Dabei erschien es jedoch notwendig, für 
diese Versicherung — wie in § 165 Abs. 2 für die 
Versicherung nach § 165 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 der 
Reichsversicherungsordnung • — vorauszusetzen, daß 
die in Betracht kommenden Rentner nicht nach an- 
deren gesetzlichen Vorschriften versichert sind. Da- 
durch soll eine sonst mögliche Doppelversicherung 
ausgeschlossen werden. 

Zu § 6 

Die nach der Verordnung über die Durchführung der 
Krankenversicherung der Rentner im Saarland ver- 
sicherten Rentenantragsteller werden, soweit sie die 
Voraussetzungen der Versicherungspflicht nach 
§ 165 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 der Reichsversicherungs- 
ordnung erfüllen, auch nach Inkrafttreten dieses Ab- 
schnitts in der Krankenversicherung der Rentner 
versichert bleiben. Stellt sich nachträglich heraus, 
daß sie die Voraussetzungen für den Bezug einer 
Rente nicht erfüllen, so gelten sie nach § 315 a der 
Reichsversicherungsordnung bis zum Ablauf des 
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Monats, in dem die Ablehnung des Rentenantrags 
endgültig geworden ist, als Mitglieder. Für sie er- 
gibt sich dann die Möglichkeit der freiwilligen Wei- 
terversicherung nach den allgemeinen Vorschriften 
(vgl § 313 der Reichsversicherungsordnung). 

§ 6 räumt aber unter näher bestimmten Vorausset- 
zungen auch den Rentenantragstellern ein Recht zur 
freiwilligen Fortsetzung ihrer Versicherung ein, die 
nach Inkrafttreten weder die Voraussetzungen der 
Versicherungspflicht nach § 165 Abs. 1 Nr. 3 oder 4 
der Reichsversicherungsordnung erfüllen noch nach 
§ 315 a der Reichsversicherungsordnung als Mit- 
glieder gelten. Dabei sind die Voraussetzungen zur 
freiwilligen Fortsetzung der Versicherung über die 
bisherige saarländische Regelung hinaus noch er- 
weitert worden, so daß kaum Fälle denkbar sind, 
in denen ein Rentenantragsteller diese Vorausset- 
zungen nicht erfüllen würde. Durch Satz 2 bleibt 
im übrigen den in Betracht kommenden Renten- 
antragstellern eine hinreichende Uberlegungszeit, 
ob sie ihre Versicherung freiwillig fortsetzen wol- 
len. 

Zu § 7 

Nach bisherigem saarländischem Recht sind auch 
Bezieher einer Rente aus der hüttenknappschaft- 
lichen Pensionsversicherung und Personen, die An- 
trag auf eine solche Rente gestellt haben, in der 
Rentnerkrankenversicherung versichert. Dieser Re- 
gelung ist aber deshalb praktisch keine Bedeutung 
zugekommen, weil die hüttenknappschaftliche Pen- 
sionsversicherung eine Doppelversicherung für die 
Arbeitnehmer der saarländischen Hüttenwerke und 
weiterer saarländischer Betriebe ist, also eine Rente 
aus der hüttenknappschaftlichen Pensionsversiche- 
rung regelmäßig neben einer Rente aus der gesetz- 
lichen Rentenversicherung gewährt wird. Nur etwa 
30 Personen — dabei handelt es sich fast ausnahms- 
los um solche, die wegen Überschreitens der Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze nicht in der Rentenversiche- 
rung der Angestellten versichert waren — werden 
mithin bei Inkrafttreten dieses Abschnitts aus der 
Rentnerkrankenversicherung ausscheiden. Soweit es 
sich dabei um Rentenbezieher handelt, können sie 
nach Absatz 1 grundsätzlich, ohne irgendwelche zu- 
sätzlichen Voraussetzungen erfüllen zu müssen, 
ihre bisherige Versicherung freiwillig fortsetzen. Bei 
Rentenantragstellern ist die freiwillige Fortsetzung 
der Versicherung allerdings — ebenso wie bei Per- 
sonen, die eine Rente aus der Rentenversicherung 
der Arbeiter oder der Rentenversicherung der An- 
gestellten beantragt haben — nach Absatz 2 von 
bestimmten Voraussetzungen abhängig. Insoweit 
wird auf die Begründung zu § 6 verwiesen. 

Zu § 8 

Die Regelung des § 7 soll nach dieser Vorschrift 
entsprechend gelten für Personen, die bei Inkraft- 
treten dieses Abschnitts nur eine Leistung nach § 5 
des Gesetzes Nr. 345 beziehen oder beantragt ha- 
ben. Die Versicherung dieser Personen in der saar- 
ländischen Rentnerkrankenversicherung war auch 
nach dem bisherigen saarländischen Recht nicht ge- 
geben. Da sie in der Praxis jedoch als versichert 


behandelt wurden, erschien es gerechtfertigt, auch 
diesen Personen zur Wahrung ihres tatsächlichen 
Besitzstandes das Recht zur Fortsetzung ihrer „Ver- 
sicherung"' zu geben. Der Vorschrift kommt auch für 
die knappschaftliche Krankenversicherung der Rent- 
ner Bedeutung zu; denn die Änderung des § 16 
Abs. 1 des Saarknappschaftsgesetzes (vgl. § 3 Nr. 2 
des Gesetzentwurfs) macht es jedenfalls für die Zu- 
kunft unmöglich, die bisherige Praxis aufrechtzu- 
erhalten, also Personen, die lediglich eine Leistung 
nach dem Gesetz Nr. 345 beziehen oder beantragt 
haben, in der knappschaftlichen Krankenversiche- 
rung der Rentner als versichert zu behandeln. 

§ 8 Satz 2 trägt der Einführung des Fremdrenten- 
und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes im Saar- 
land durch den Zweiten Abschnitt des Gesetzent- 
wurfs Rechnung. Da der Zweite Abschnitt rückwir- 
kend zum 1. Januar 1959 in Kraft treten soll, haben 
Vertriebene und ‘Flüchtlinge, die bisher eine Lei- 
stung nach dem Gesetz Nr, 345 bezogen oder bean- 
tragt haben, Anspruch auf eine Rente aus der ge- 
setzlichen Rentenversicherung und zwar möglicher- 
weise rückwirkend von einem Zeitpunkt an, der vor 
dem Inkrafttreten dieses Abschnitts liegt. Diese 
Personen werden deshalb in der Regel bei Inkraft- 
treten dieses Abschnitts nach § 165 Abs. 1 Nr. 3 
oder 4 der Reichsversicherungsordnung oder nach 
§ 5 dieses Gesetzentwurfs oder nach § 16 

Abs. 1 des Saarknappschaftsgesetzes als Rentner 
in der Krankenversicherung versichert sein, so 
daß für sie kein Raum für eine freiwillige 
Versicherung besteht. Im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Abschnitts wird sich aber nicht 
in allen Fällen übersehen lassen, ob auf Grund 
des Zweiten Abschnitts des Gesetzentwurfs eine 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu 
gewähren ist und eine Versicherung nach den vor- 
genannten Vorschriften eingreift. Soweit in solchen 
Zweifelsfällen von der Möglichkeit der freiwilligen 
Versicherung Gebrauch gemacht worden ist, sollen 
deshalb nach § 8 Satz 2 die bis zur Zustellung des 
Rentenbesdieides freiwillig entrichteten Beiträge 
zurückgezahlt werden. 

Zu § 9 

Die Vorschrift stellt klar, daß eine bei Inkrafttre- 
ten dieses Abschnitts nach der Verordnung über die 
Durchführung der Krankenversicherung der Rentner 
im Saarland bestehende freiwillige Versicherung 
unberührt bleibt. 

Zu § 10 

Nach Absatz 1 dieser Vorschrift können die auch 
nach Inkrafttreten dieses Abschnitts versicherten 
Rentner und Rentenantragsteller sowie die Perso- 
nen, die ihre bisherige Versicherung nach § 6 frei- 
willig fortgesetzt haben, die Mitgliedschaft bei einer 
Land-, Betriebs- oder Innungskrankenkasse bean- 
tragen. Voraussetzung dafür ist, daß sie oder — 
soweit es sich um Hinterbliebene handelt — ■ der 
Verstorbene, von dem sie ihre Rentenberechtigung 
herleiten, zuletzt vor der Stellung des Rentenan- 
trages bzw. vor dem Tode in einem Betrieb be- 
schäftigt waren, für dessen versicherungspflichtige 
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Beschäftigte bei Inkrafttreten dieses Abschnitts 
eine solche Kasse besteht, Absatz 2 trifft eine ent- 
sprechende Regelung für die nach Inkrafttreten die- 
ses Abschnitts weiterhin versicherten Rentenbezie- 
her, Rentenantragsteller oder nach § 6 dieses Ge- 
setzentwurfs freiwillig versicherten Personen, die 
zuletzt vor der Stellung des Rentenantrages einer 
Ersatzkasse angehört haben oder die Mitgliedschaft 
zu einer Ersatzkasse auf Grund des bis zum 
31. März 1960 in der Sozialversicherung geltenden 
Organisationsrechts verloren hatten. Bei Hinterblie- 
benen müssen die Voraussetzungen, die zur Bean- 
tragung der Mitgliedschaft bei einer Ersatzkasse 
berechtigen, folgerichtig auch hier in der Person des- 
jenigen erfüllt sein, von dem sie ihre Rentenberech- 
tigung herleiten. Die Regelung des § 10 entspricht 
im Grundsatz der des Artikels 2 § 1 des Gesetzes 
über Krankenversicherung der Rentner, die ähnliche 
Verhältnisse betraf. 

Zu § 11 

Nach § 2 Nr. 5 des Gesetzes Nr. 332 sind im Saar- 
land Sterbegeldzusatzversicherungen nach § 14 der 
Verordnung über die Durchführung der Kranken- 
versicherung der Rentner im Saarland weggefallen. 
§ 3 des Gesetzes Nr. 332 sieht vor, daß den betroffe- 
nen Personen von dem zuständigen Träger der 
Sterbegeldzusatz Versicherung ein Abgeltungsbetrag 
von 2,5 V. H. des nach der vorstehend genannten 
Verordnung oder der Satzung des Trägers der Kran- 
kenversicherung in Betracht kommenden Sterbegel- 
des für je 12 zur Sterbegeldzusatzversicherung ent- 
richtete Monatsbeiträge zu zahlen ist. Mit der 
Außerkraftsetzung der Verordnung über die Kran- 
kenversicherung der Rentner im Saarland durch die- 
ses Gesetz erschien es zweckmäßig, nunmehr einen 
festen Abgeltungsbetrag vorzusehen, der unter Zu- 
grundelegung des zur Zeit nach saarländischem Recht 
beim Tode des Versicherten vorgesehenen Sterbe- 
geldes von 400 Deutsche Mark und bei einem Ab- 
geltungsbetrag von 2,5 V. H. mit 10 Deutsche Mark 
für je 12 zur Sterbegeldzusatzversicherung entrich- 
tete Monatsbeiträge zu bemessen ist. Entsprechend 
sind als Abgeltungsbetrag beim Tode eines Ange- 
hörigen 5 Deutsche Mark festzusetzen. Dabei ist in 
Absatz 1 Satz 2 ausdrücklich klargestellt, daß diese 
Regelung nicht gilt, wenn die nach § 2 Nr. 5 des 
Gesetzes Nr. 332 weggefallene Sterbegeldzusatzver- 
sicherung nach § 5 Abs. 5 des Auswirkungsgesetzes 
— Verzug eines Rentners nach dem 30. April 1959 
aus dem Saarland in das übrige Bundesgebiet — 
weitergeführt worden ist. 

Nach Absatz 2 gilt die Regelung des Absatzes 1 
aber für Personen entsprechend, die ihren Wohnort 
nach dem 30, April 1959 aus dem Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ohne Saarland in das Saarland ver- 
legt haben oder verlegen und bis zu ihrem Zuzug 
in das Saarland eine Sterbegeldzusatzversicherung 
nach Artikel 2 § 10 des Gesetzes über Krankenver- 
sicherung der Rentner weitergeführt haben. Dies zu 
bestimmen ist deshalb notwendig, weil den in Be- 
tracht kommenden Personen die Fortsetzung einer 
nach Artikel 2 § 10 des vorstehend genannten Ge- 
setzes weitergeführten Sterbegeldzusatzversicherung 
bei einem Träger der Krankenversicherung im Saar- 


land — Artikel 2 § 10 des Gesetzes über Kranken- 
versicherung der Rentner gilt nicht im Saarland — 
nicht möglich ist. Dabei war aber zu berücksichtigen, 
daß im Hinblick auf die Dauer der bisher schon ver- 
strichenen Versicherungszeiten die Summe der Abgel- 
tungsbeträge das Zusatzsterbegeld, auf das bei Wei- 
terführung der Sterbegeldzusatzversicherung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ohne Saarland An- 
spruch bestanden hätte, nicht unerheblich überstei- 
gen kann. Die vorgesehene Begrenzung der Summe 
der Abgeltungsbeträge ist deshalb geboten. 

Zu § 12 

Mit der Einführung der die Krankenversicherung 
der Rentner betreffenden Vorschriften des Zweiten 
Buches der Reichsversicherungsordnung im Saarland, 
insbesondere also auch der die Berechnung der Bei- 
träge regelnden Vorschriften, ist es notwendig, auch 
Artikel 2 § 6 des Gesetzes über Krankenversiche- 
rung der Rentner in der in der Vorschrift näher be- 
zeichneten Fassung im Saarland gelten zu lassen. 

Zu § 13 

Diese Vorschrift ermächtigt den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung, mit Zustimmung des 
Bundesrates Verwaltungsvorschriften zur Durch- 
führung der §§ 5 bis 10 zu erlassen. 

Zu § 14 

Soweit Personen mit Inkrafttreten dieses Abschnitts 
aus der Versicherungspflicht in der Krankenver- 
sicherung ausscheiden, für die nicht bereits die §§ 6 
bis 8 des Gesetzentwurfs gelten, sollen sie nach Ab- 
satz 1 ohne weitere Voraussetzung die Versicherung 
freiwillig fortsetzen können. Die Vorschrift hat allen- 
falls für Praktikanten Bedeutung. Während nach 
bisherigem saarländischem Recht auch Praktikanten 
versichert sind, die kein Entgelt beziehen, unterlie- 
gen Praktikanten nach dem Zweiten Buch der Reichs- 
versicherungsordnung der Versicherungspflicht je- 
doch nur, wenn sie Entgelt beziehen. 

Nach Absatz 2 gilt diese Regelung entsprechend für 
Diätschüierinnen, die nach dem Erlaß über die Kran- 
kenversicherung der Krankenpflegepersonen und 
Hilfskräfte in der Gesundheitspflege während der 
Ausbildung vom 1. Oktober 1953 als Mitglieder der 
Allgemeinen Ortskrankenkasse für das Saarland 
gelten. Auch sie — es handelt sich zur Zeit um 
10 Schülerinnen — sollen ihre bisherige fiktive Mit- 
gliedschaft im Wege freiwilliger Versicherung fort- 
setzen können. 

Zu § 15 

Die Vorschrift stellt sicher, daß Personen, die mit 
dem Inkrafttreten dieses Abschnitts in der Kranken- 
versicherung versicherungspflichtig werden, einen 
etwa bestehenden privaten Versicherungsvertrag 
vorzeitig kündigen können. Sie lehnt sich an die in 
ähnlichen Fällen übliche Regelung an (vgl. Artikel 9 
§ 17 des Gesetzes über die Erhöhung der Einkom- 
mensgrenze in der Sozialversicherung usw. vom 
13. 8. 1952 — Bundesgesetzbl. I S. 437 — ). 
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Zu § 16 

Nach dem Erlaß über die Krankenversicherung der 
Studenten der Universität des Saarlandes und der 
Schüler anderer Lehranstalten gelten — abweichend 
vom übrigen Bundesgebiet — die Studenten an der 
Universität des Saarlandes und die Schüler von 
saarländischen Fachschulen als Mitglieder der Alb 
gemeinen Ortskrankenkasse für das Saarland. Sie 
und ihre Familienangehörigen erhalten bei Eintritt 
des Versicherungsfalles die satzungsmäßigen Lei- 
stungen mit Ausnahme des Kranken- und Hausgel- 
des. Die Beiträge trägt nach dem Gesetz Nr. 192 
über die Krankenversicherung der Studenten der 
Universität des Saarlandes und der Schüler anderer 
Lehranstalten vom 30. Juni 1950 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 853) grundsätzlich das Saarland. Die 
Studenten und Schüler selbst entrichten lediglich 
eine Gebühr von 5 Deutsche Mark je Semester. 

Entsprechend der im übrigen Bundesgebiet bestehen- 
den Abgrenzung des Kreises der in der gesetzlichen 
Krankenversicherung pflichtversicherten Personen 
soll diese Regelung nunmehr entfallen, um auch in- 
soweit die Rechtseinheit zwischen dem Saarland 
und dem übrigen Bundesgebiet herbeizuführen. Die 
Krankenversicherung der Studenten und Fachschü- 
ler wird dann auch im Saarland — wie es im übri- 
gen Bundesgebiet schon der Fall ist — außerhalb 
der gesetzlichen Krankenversicherung zu regeln 
sein. § 16 sieht jedoch in sehr weitgehender Weise 
die Wahrung des rechtlichen Besitzstandes vor. Nach 
dieser Vorschrift sollen die mit dem Inkrafttreten 
dieses Abschnitts außer Kraft gesetzten saarländi- 
schen Vorschriften (vgl. § 51 Abs. 2 Buchstabe a des 
Gesetzentwurfs) auf Personen weiter anzuwenden 
sein, die bei Inkrafttreten auf Grund dieser Vor- 
schriften als Mitglieder der Allgemeinen Ortskran- 
kenkasse für das Saarland gelten. Das bedeutet, daß 
diese Personen im bisherigen Umfang und unter den 
bisherigen Bedingungen weiterhin als Mitglieder 
der Allgemeinen Ortskrankenkasse für das Saarland 
gelten und zwar solange, bis ihre fiktive Mitglied- 
schaft auch nach den weiter anzuwendenden saar- 
ländischen Vorschriften beendet worden wäre. Da- 
bei werden insbesondere auch die Beiträge zu ihrer 
Versicherung weiterhin vom Saarland — abgesehen 
von der von ihnen selbst aufzubringenden Gebühr 
von 5 Deutsche Mark je Semester — getragen. 

Absatz 2 stellt im übrigen klar, daß eine nach § 10 
des vorstehend genannten Erlasses begonnene frei- 
willige Mitgliedschaft bei der Allgemeinen Orts- 
krankenkasse für das Saarland, für die die allge- 
mein geltenden Vorschriften maßgebend sind, un- 
berührt bleibt. 

Zu § 17 

Die in der Vorschrift enthaltene Besitzstandsklausel 
stellt sicher, daß eine Leistung, auf die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Abschnitts aus einem vor 
seinem Inkrafttreten eingetretenen Versicherungs- 
fall Anspruch besteht, der nach dem in den §§ 1 
und 2 genannten Recht selbst unter Berücksichtigung 
der nach § 4 im Saarland noch in abweichender Fas- 
sung anzuwendenden Vorschriften ganz oder teil- 
weise nicht gegeben ist, auch für die Zeit nach In- 


krafttreten dieses Abschnitts gewährt wird. Dabei 
erscheint es selbstverständlich, die weitere Gewäh- 
rung der Leistung allerdings davon abhängig zu 
machen, daß die nach bisherigem Recht erforder- 
lichen Leistungsvoraussetzungen erfüllt sein müssen, 
sen. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Angleichung des Fremdrenten- und 
Auslandsrentenrechts 

Durch die §§ 18 und 19 werden das Fremdrenten- 
gesetz in der Fassung des Artikels 1 des Fremdren- 
ten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes so- 
wie die Artikel 2 bis 6 des Fremdrenten- und Aus- 
landsrenten-Neuregelungsgesetzes grundsätzlich un- 
verändert auch im Saarland eingeführt. Besonder- 
heiten gelten dort nur noch insoweit, als die An- 
passungsvorschriften in den §§ 18 und 19 sowie die 
Übergangsvorschriften der §§ 26 bis 31 dies vor- 
sehen: das Gesetz Nr. 345 wird aufgehoben. Dies 
wirkt sich im Saarland vor allem dahin aus, daß ab- 
weichend von der z. Z. dort geltenden Regelung teil- 
weise auch Beschäftigungszeiten als Versicherungs- 
zeiten anzurechnen sind, daß Fremdrenten unter ge- 
wissen Voraussetzungen auch in das Ausland ge- 
zahlt werden müssen, daß die Nachversicherung hin- 
sichtlich des berechtigten Personenkreises erheblich 
erweitert wird und daß eine im Ausland eingegan- 
gene Versicherung grundsätzlich nur noch nach Maß- 
gabe des Fremdrentengesetzes, der bestehenden So- 
zialversicherungsabkommen und der von einer euro- 
päischen Gemeinschaft erlassenen Rechtsvorschrift, 
die in der Bundesrepublik Deutschland verbindlich 
ist und unmittelbar gilt, berücksichtigt werden darf. 

ERSTER TITEL 

Einführung des Fremdrentengesetzes 

Zu § 18 

Nach § 16 Satz 2 des Fremdrentengesetzes sind Be- 
schäftigungszeiten nur anzurechnen, wenn die Be- 
schäftigung nach dem am 1. März 1957 geltenden 
Bundesrecht Versicherungspflicht in den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen begründet hätte, v/enn 
sie im Bundesgebiet verrichtet worden wäre. Am 
1. März 1957 galt im Saarland hinsichtlich des Um- 
fanges der Versicherungspflicht in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen jedoch vom übrigen Bundes- 
gebiet abweichendes Recht. Die insoweit in Betracht 
kommenden Vorschriften der Rentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetze, die im übrigen Bundesgebiet 
außerhalb des Saarlandes an dem genannten Tage 
in Kraft getreten sind, waren im Saarland noch nicht 
eingeführt. Hinzu kommt, daß nach dem Gesetz 
Nr. 433 über die Altersversorgung der selbständigen 
Landwirte und der auf Grund ihres Beschäftigungs- 
verhältnisses bisher nicht versicherungspflichtigen 
Arbeitskräfte (mithelfenden Familienangehörigen) 
der saarländischen Landwirtschaft im Saarland seit 
dem 1. Januar 1954 — abweichend von dem im übri- 
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gen Bundesgebiet geltenden Recht — auch die selb- 
ständigen Landwirte und ihre mithelfcnden Fami- 
lienangehörigen in der Rentenversicherung der Ar- 
beiter pflichtversichert sind (vgl. den Allgemeinen 
Teil der Begründung S. 14). Die Rechtsangleichung 
wird insoweit erst durch den Dritten Abschnitt des 
vorliegenden Gesetzentwurfs vorgenommen. 

Da das am 1. März 1957 im Saarland für den Umfang 
der Versicherungspflicht geltende Recht, also ins- 
besondere auch das Gesetz Nr. 433, partielles Bun- 
desrecht ist (§§ 5, 6 Satz 2 des Gesetzes über die 
Eingliederung des Saarlandes vom 23. Dezember 1956 
— Bundesgesetzbl. I S. 1011 — ), würde bei unver- 
änderter Übernahme des § 16 Satz 2 des Fremd- 
rentengesetzes der Umfang der anzurechnenden 
Beschäftigungszeiten vom übrigen Bundesgebiet ab- 
weichen. Aus Gründen der Gleichbehandlung der 
Vertriebenen und Flüchtlinge im Saarland und im 
übrigen Bundesgebiet ist es deshalb erforderlich, 
zu bestimmen, daß bei der Anrechnung von Beschäf- 
tigiingszeiten nach § 16 des Fremdrentengesetzes 
für die Frage, ob die Beschäftigung nach Bimdesrecht 
Versicherungspflicht begründet hätte, auch im Saar- 
land von dem am 1. März 1957 außerhalb des Saar- 
landes geltenden Bundesrechts auszugehen ist. Da- 
durch wird z. B. sichergestellt, daß auch im Saarland 
eine landwirtschaftliche Beschäftigung als mithel- 
fender Familienangehöriger in den Vertreibungs- 
ländern, für die kein Beitrag entrichtet ist, nicht 
einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung 
gleichsteht. 

Eine entsprechende Regelung ist aber auch für § 20 
Abs. 4 Satz 1 des Fremdrentengesetzes notwendig. 
Nach dieser Vorschrift werden Beitrags- oder Be- 
schäftigungszeiten, die ohne Entrichtung von Bei- 
trägen zu einer der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung entsprechenden Berufsversicherung in ei- 
nem knappschaftlichen Betrieb im Sinne des § 2 
Abs. 1 und 2 des Reichsknappschaftsgesetzes zurück- 
gelegt sind, nur dann der knappschaftlichen Renten- 
versicherung vom 1. Januar 1924 an zugeordnet, 
wenn die Beschäftigung, wäre sie im Bundesgebiet 
verrichtet worden, nach den jeweils geltenden 
reichs- oder bundesrechtlichen Vorschriften der Ver- 
sicherungspflicht in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung unterlegen hätte. Da das im Saarland 
vom 1. Januar 1924 an für die Versicheriingspflicht 
in der knappschaftlichen Rentenversicherung jeweils 
geltende Recht, soweit es sich dabei mit Rücksicht 
auf die vorübergehende Trennung des Saarlandes 
von Deutschland nach dem ersten und zweiten Welt- 
krieg überhaupt um reichs- oder bundesrechtliche 
Vorschriften handelte, von dem insoweit im übrigen 
Bundesgebiet geltenden Recht abwich, erfordert die 
Gleichbehandlung der Vertriebenen und Flüchtlinge 
im Saarland und im übrigen Bundesgebiet, daß auch 
bei Anwendung des § 20 Abs. 4 Satz 1 auf das 
jeweils außerhalb des Saarlandes geltende Reichs- 
oder Bundesrecht abgestellt wird. 

Im Zusammenhang mit der Einführung des Fremd- 
rentengesetzes ist im übrigen darauf hinzuweisen, 
daß auf Grund der vorübergehenden Trennung des 
Saarlandes vom Deutschen Reich nach dem ersten 
und zweiten Weltkrieg auch die Lohn-, Gehalts- 
oder Beitragsklassen im Saarland für gewisse Zeit- 


räume von den im übrigen Bundesgebiet maßgeben- 
den Lohn-, Gehalts- oder Beitragsklassen abweichen 
(vgl. z. B. §§ 15, 20 der Verordnung über die Über- 
leitung der Sozialversicherung des Saarlandes vom 
15. Februar 1935 — Reichsgesetzbl. I S. 240 ~). 
Um bei der Berechnung der Rente die Vertriebenen 
und Flüchtlinge im Saarland und im übrigen Bun- 
desgebiet gleichzustellen, sollen die in § 22 Abs. 1 
Satz 1 und § 23 Abs. 2 Satz 2 des Fremdrentengeset- 
zes genannten Lohn-, Gehalts- oder Beitragsklassen 
unverändert auch im Saarland gelten. Dies dient 
auch dom Bestreben nach einer möglichst weitge- 
henden Rechtseinheit und der Verwaltungsverein- 
fachung. Nachteile für die Rentner und Versicherten 
entstehen dadurch nicht. 


ZWEITER TITEL 

Einführung der Artikel 2 bis 6 
des Fremdrenten- und 
Aiislandsrenten-Neuregelungsgesetzes 

Zu § 19 

Zu Nummer 1 

Der Vertrag vom 10. März 1956 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Föderativen 
Volksrepublik Jugoslawien über die Regelung ge- 
wisser Forderungen aus der Sozialversicherung be- 
zieht sich nicht auf das Saarland. Das Gesetz zu 
diesem Vertrag vom 25. Juni 1958 (Bundesge- 
setzbl. II S. 168) gilt dort nicht (Artikel 13 des 
Gesetzes, § 2 IV B Nr. 35 des Gesetzes zur Einfüh- 
rung von Bundesrecht im Saarland vom 30. Juni 1959 
— Bundesgesetzbl. I S. 313 — ). Demnach kann auch 
Artikel 5 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes im Saarland nicht eingeführt 
werden. 

Zu Nummer 2 

Die in Artikel 6 § 2 Satz 3 des Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes genannte 
Frist für den Antrag auf Nachprüfung des Bescheides 
eines Unfallversicherungsträgers ist unter Berück- 
sichtigung des Zeitpunktes der Verkündung des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungs- 
gesetzes im Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes 
festgesetzt worden. Da das Einführungsgesetz er- 
heblich später verkündet werden wird, ist eine ent- 
sprechende Verlängerung der Antragsfrist für die 
Berechtigten im Saarland gerechtfertigt. 

Zu Nummer 3 

Nach Artikel 6 § 3 des Fremdrenten- und Auslands- 
renten-Neuregelungsgesetzes sind die §§ 1 bis 13 
des Fremdrentengesetzes auf Arbeitsunfälle und Be- 
rufskrankheiten der in § 5 des Fremdrentengesetzes 
genannten Art auch dann anzuwenden, wenn auf 
diese Fälle das bisher geltende Fremdrenten- und 
Auslandsrentengesetz nicht angewendet worden ist. 
Da das Fremdrenten- und Auslandsrentengesetz im 
Saarland nicht gegolten hat, muß an dessen Stelle 
das entsprechende saarländische Gesetz, also das 
Gesetz Nr. 345, treten. 
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Zu Nummer 4 

Die Regelung des Artikels 6 § 4 des Fremdrenten- 
und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes ist im 
Saarland grundsätzlich gegenstandslos. Dort waren 
in der Rentenversicherung der Angestellten und in 
der knappschaftlichen Rentenversicherung vor Ein- 
führung der Rentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setze alle Angestellten — unabhängig von der Höhe 
ihres Jahresarbeitsverdienstes — pflichtversichert. 
Durch die Einführung der Rentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetze im Saarland sind daher Angestellte 
mit einem bestimmten Arbeitsverdienst nicht ver- 
sicherungspflichtig, sondern versicherungsfrei ge- 
worden. Demgemäß bestimmen Artikel 2 § 1 des An- 
gestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes in der 
Fassung des Gesetzes Nr. 590 zur Einführung des 
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes im 
Saarland vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 789) und Artikel 4 § 10 Abs. 4 des Ge- 
setzes Nr. 635, daß diese Angestellten unter gewis- 
sen Voraussetzungen ihre Versicherung freiwillig 
fortsetzen können. 

Diese Ausführungen treffen jedoch nicht auf solche 
Angestellte zu, die Fremdrentenzeiten zurückgelegt 
haben und vom übrigen Bundesgebiet oder dem 
Land Berlin in das Saarland zugezogen sind. Für sie 
ist, wenn sie von ihrem Recht auf Befreiung von der 
Versicherungspflicht nach Artikel 2 § 1 des Ange- 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und Ar- 
tikel 2 § 1 des Knappschaftsrentenversidierungs- 
Neuregelungsgesetzes bis zum Zuzug in das Saar- 
land noch keinen Gebrauch gemacht haben, die An- 
wendbarkeit dieser Vorschriften mit der Wohnsitz- 
nahme im Saarland entfallen. Aus denselben Grün- 
den, die für die Regelung des Artikels 6 § 4 des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungs- 
gesetzes maßgebend waren, muß diese VorschrH't 
für die genannten Angestellten — mit der sich aus 
Absatz 2 ergebenden Einschränkung — auch im 
Saarland gelten. Wegen der Verlängerung der Fri- 
sten wird auf die Begründung zu § 19 Nr. 2 des 
Gesetzentwurfs verwiesen. 

Zu Nummer 5 

Die Einführung des Artikels 6 § 6 Abs. 1 des Fremd- 
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 
führt im Saarland zu keinen Schwierigkeiten. Die 
in dieser Vorschrift genannten Renten sind erneut 
nach dem neuen Recht der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung, das auch im Saarland gilt, zu berechnen. 
§ 1255 der Reichsversicherungsordnung in der Fas- 
sung des Gesetzes Nr. 591, § 32 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 590 und § 54 des Reichsknappschaftsgesetzes in 
der Fassung des Gesetzes Nr. 635 ermöglichen es. 
die persönliche Rentenbemessungsgrundlage auch 
aus dem nach dem Fremdrentengesetz für Zeiten der 
Frankenwährung zugeordneton Markentgelt zu er- 
mitteln. 

Die Einführung des Artikels 6 § 6 Abs. 2 des Fremd- 
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 
hat in den Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten eine erneute Umstellung der saar- 
ländischen Renten zur Folge, die auf Versicherungs- 


fällen vor dem 1. Januar 1957 beruhen und vom 
Fremdrentengesetz betroffen werden. Dabei sind die 
im Saarland geltenden Umstellungsvorschriften, die 
von Frankenwerten ausgehen, anzuwenden. Es ist 
daher erforderlich, für die nach dem Fremdrenten- 
gesetz anzurechnenden Zeiten, für die Markwerte 
zugeordnet sind, einen Steigerungsbetrag in Fran- 
ken zu ermitteln. 

Im Saarland wurden die Renten, die vor der Ein- 
führung des Franken im Jahre 1947 in Mark fest- 
gestellt waren, nach einem bestimmten Verhältnis, 
das bis 31. Dezember 1956 mehrmals geändert 
wurde, in Franken umgerechnet. Diejenigen Renten, 
die nach Einführung des Franken zugegangen sind, 
wurden demgegenüber unmittelbar in Franken fest- 
gestellt. Dieser Sachverhalt wurde bei der Ermitt- 
lung der Umstellungsfaktoren für das Saarland, die 
auch der erneuten Umstellung der saarländischen 
Renten nach dem Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetz zugrunde zu legen sind, be- 
rücksichtigt. Um eine Korrektur der ersten Renten- 
umstellung im Saarland über die Zielsetzung des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungs- 
gesetzes hinaus zu vermeiden, mußte bei der Neu- 
fassung des Artikels 6 § 6 Abs. 3 zwischen Renten, 
die in Mark, und Renten, die in Franken festgestellt 
sind, unterschieden werden. 

In dem neugefaßten Artikel 6 § 6 Abs. 3 ist unter 
Buchstabe a vorgesehen, den neuen Steigerungs- 
betrag von Renten, die in Mark festgestellt sind, 
nach dem vor Einführung des Franken im Jahre 1947 
im Saarland geltenden Recht in Mark zu ermitteln 
und nach dem bis 31. Dezember 1956 dort geltenden 
Recht in Franken umzurechnen. Die Werte, mit 
denen die Steigerungsbeträge von Mark in Franken 
umzurechnen sind, berücksichtigen die Rechtsent- 
wicklung im Saarland nach Einführung des Franken, 
insbesondere die Erhöhung des Steigerungssatzes 
in der Rentenversicherung der Angestellten von 
0,7 v. H auf 1,2 v. H. 

Bei Renten, die in Franken festgestellt sind, lassen 
sich nach dem bis zum 31. Dezember 1956 im Saar- 
land geltenden Recht für die in den Anlagen 4 bis 11 
zum Fremdrentengesetz angegebenen Lohn-, Ge- 
halts- oder Beitragsklassen und den dort angegebe- 
nen Markentgelt ohne weiteres Steigerungsbeträge 
in Franken ermitteln, soweit es sich um Fremd- 
rentenzeiten vor dem 20. November bzw. 1. Dezem- 
ber 1947 handelt — ausgenommen die Zeiten vor 
dem 1. Januar 1913, die der Rentenversicherung der 
Angestellten zuzuordnen sind — Zur Ermittlung der 
Steigerungsbeträge in Franken für Fremdrentenzei- 
ten nach dem 19. bzw. 30. November 1947 fehlt je- 
doch eine Rechtsgrundlage; sie wird nunmehr durch 
Buchstabe b Doppelbuchstabe aa des neugefaßten 
Artikels 6 § 6 Abs. 3 geschaffen. Danach erfolgt die 
Umrechnung des für diese Zeiten in den Anlagen 
5, 7, 9 und 11 zum Fremdrentengesetz angegebenen 
Markentgelts mit Hilfe der Werte der Anlagen 2 a 
zu § 1255 der Reichsversicherungsordnung und § 32 
des Angestelltenversicherungsgesetzes in der Fas- 
sung der Gesetze Nr. 591 und 590, Diese Umrech- 
nungswerte zu bestimmen lag deshalb nahe, weil 
sie — ebenso wie die Umstellungsfaktoren für das 
Saarland, die der erneuten Umstellung der saar- 
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ländischen Renten nach dem Fremdrenten- und Aus- 
landsrenten-Neuregelungsgesetz zugrunde zu legen 
sind — das Währungsverhältnis und die Abwei- 
chungen des früheren Durchschnittsentgelts im Saar- 
land und im übrigen Bundesgebiet berücksichtigen. 
Der in Artikel 2 § 54 a des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 53 a 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes in der Fassung der Gesetze Nr. 591 und 590 
(vgl. hierzu auch die §§ 21 und 22 des vorliegenden 
Gesetzentwurfs) vorgesehene Zuschlag zum Aus- 
gleich der unterschiedlichen Beitragsbemessungs- 
grenzen im Saarland und im übrigen Bundesgebiet 
ist für Fremdrentenzeiten nicht gerechtfertigt. Die 
Werte der Anlagen 4 bis 11 zum Fremdrenten- 
gesetz, die auf die Beitragsbemessungsgrenzen im 
Bundesgebiet außerhalb des Saarlandes abgestellt 
sind, kommen auch den saarländischen Rentnern zu- 
gute. Deshalb wurde bestimmt, daß für Fremdren- 
tenzeiten weder die genannten Vorschriften anzu- 
wenden, noch die für Zeiten vor dem 1. Januar 1957 
im Saarland geltenden Beitragsbemessungsgrenzen 
zu berücksichtigen sind. 

Buchstabe b Doppelbuchstabe bb des neugefaßten 
Artikels 6 § 6 Abs. 3 schreibt schließlich noch vor, 
welche Steigerungsbeträge in Franken an die Stelle 
der Steigerungsbeträge in Mark für Fremdrenten- 
zeiten vor dem 1. Januar 1913, die der Rentenver- 
sicherung der Angestellten zuzuordnen sind, treten 
sollen. 

Zu Nummer 6 

Artikel 6 § 7 Satz 1 des Fremdrenten- und Auslands- 
renten-Neuregelungsgesetzes enthält für Renten aus 
Versicherungsfällen, die zwischen dem 31. Dezem- 
ber 1956 und 1. Januar 1959 eingetreten sind, eine 
Besitzstandsklausel. Da die in ihm genannten Vor- 
schriften im Saarland nicht gegolten haben, muß 
die Besitzstandsklausel den dortigen Verhältnissen 
angepaßt werden. 

Zu Nummer 7 

Diese Vorschrift ist durch die in § 19 Nr. 6 des Ge- 
setzentwurfs vorgesehene Anpassung der Besitz- 
standsklausel notwendig geworden. 

Zu Nummer 8 

Artikel 2 § 1 1 des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes hat im Saarland eine andere 
Fassung als im übrigen Bundesgebiet; dem wird 
durch die Anpassungsvorschrift Rechnung getragen. 

Zu Nummer 9 

Die Neufassung des Artikels 6 § 9 Abs. 2 und 3 des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungsge- 
setzes trägt der bisherigen Rechtslage im Saarland, 
die nach dem Sinn der Vorschrift zu berücksichtigen 
ist, Rechnung. 

Zu Nummer 10 

§ 1 Abs. 5 Satz 1 des Fremdrenten- und Auslands- 
rentengesetzes hat im Saarland nicht gegolten. Der 
Klammerzusatz in Artikel 6 § 10 Satz 1 des Fremd- 


renten- und Auslandsrenteii-Neuregelungsgesetzes 
ist daher zu streichen. Die Klarheit und der Sinn 
der Vorschrift werden dadurch nicht beeinträchtigt 
Wegen der Verlängerung der Antragsfrist wird auf 
die Begründung zu § 19 Nr. 2 des Gesetzentwurfs 
Bezug genommen. 

Zu Nummer 11 

Artikel 6 § 12 des Fremdrenten- und Auslandsren- 
ten-Neuregelungsgesetzes kann im Saarland nicht 
eingeführt werden, da die in ihm genannten Vor- 
schriften im Saarland nicht gegolten haben. Eine 
entsprechende Regelung ist für das Saarland nicht 
erforderlich. 

Zu Nummer 12 

Vgl. die Begründung zu Nummer 8. 

Zu Nummer 13 

Artikel 6 § 16 des Fremdrenten- und Auslandsren- 
ten-Neuregeliingsgesetzes kann im Saarland nicht 
eingeführt werden, da der in ihm genannte Teil 11 
des Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes im 
Saarland nicht gegolten hat. Eine entsprechende Re- 
gelung ist für das Saarland nicht erforderlich. 

Zu Nummer 14 

Wegen der Verlängerung der Antragsfrist des Ar- 
tikels 6 § 18 Abs. 5 des Fremdrenten- und Aus- 
landsrenten-Neuregelungsgesetzes wird auf die Be- 
gründung zu § 19 Nr. 2 des Gesetzentwurfs Bezug 
genommen. 

Zu Nummer 15 

§ 99 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes vom 
5. November 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747) hat 
bisher im Saarland nicht gegolten (§ 110 Abs. 1 
Nr. 5 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes, § 1 
Abs. 2 des Gesetzes zur Einführung von Bundes- 
recht im Saarland). Die Vorschrift des Artikels 6 
§ 20 Nr. 2 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes steht dem nicht entgegen, 
weil sie auf Grund der negativen Saarklausel in 
Artikel 7 § 2 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes gegenstandslos ist. 

§ 99 des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes muß aus 
sozialpolitischen Gründen und aus Gründen der 
Rechtseinheit grundsätzlich auch im Saarland ein- 
geführt werden. Der ihm zugrundeliegende Sach- 
verhalt trifft auch auf die dortigen Verhältnisse zu. 
Bei der Einführung ist allerdings zu beachten, daß die 
Aufwendungen der Versicherungsträger, die durch 
diese Vorschrift entstehen, vom Bund zu erstatten 
sind und daß im Saarland die Soziallasten, auch 
soweit sie im übrigen Bundesgebiet vom Bund ge- 
tragen werden, für die Zeit bis zum Jahre 1959 
vom Land zu tragen sind (§ 10 Nr. 1 des Gesetzes 
über die Eingliederung des Saarlandes, §§ 1, 5 des 
Fünften Überleitungsgesetzes vom 30. Juni 1959 
— Bundesgesetzbl. I S. 335 — ). Die Einführung der 
Absätze 6 und 7, die eine Rückwirkung bis zum 
Jahre 1950 vorsehen, durch den Bund widerspräche 
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daher dem Grundgedanken der Saareingliederungs- 
gesetze. Dadurch wird auch der Absatz 8 für das 
Saarland gegenstandslos, dessen Antragsfrist ohne- 
hin durch Zeitablauf überholt ist. 

Zu Nummer 16 

Wegen der Verlängerung der in Artikel 6 § 22 
Abs. 4 des Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neu- 
regelungsgesetzes vorgesehenen Antragsfrist wird 
auf die Begründung zu § 19 Nr. 2 des Gesetz- 
entwurfs Bezug genommen. 

Zu Nummer 17 

Artikel 6 § 24 Abs. 1 Satz 2 des Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes kann im Saar- 
land nicht eingeführt werden, weil die in ihm ge- 
nannten Vorschriften dort nicht gegolten haben. 
Eine entsprechende Regelung für das Saarland ist 
nicht erforderlich. 


DRITTER TITEL 

Einführung und Änderung weiterer 
sozialversicherungsrechtlicher Vorschriften 

Zu § 20 

Die angeführten Vorschriften gelten im Saarland 
nicht. Sie betreffen das Fremdrenten- und Auslands- 
rentenrecht und sind daher gleichzeitig mit diesem 
im Saarland einzuführen. 

Zu §§ 21 und 22 

Durch Artikel 2 Nr. 10 des Fremdrenten- und Aus- 
landsrenten-Neuregelungsgesetzes ist in Artikel 2 
des Arbeiterrentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes nach § 55 ein Fünfter Abschnitt „Anpassung der 
Berliner Rentenversicherung" mit den §§56 bis 61 an- 
gefügt worden. Da Artikel 2 des Arbeiterrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes in der Fassung 
des Gesetzes Nr. 591 bereits Vorschriften mit der 
Bezeichnung § 56 und § 57 enthält, sollen diese Vor- 
schriften nunmehr die Bezeichnung § 54 a und § 54 b 
erhalten, damit Artikel 2 Nr. 10 und Artikel 6 § 17 
des Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neurege- 
lungsgesetzes unverändert im Saarland eingeführt 
werden kann. Durch diese lediglich gesetzestech- 
nische Änderung wird erreicht, daß im Saarland und 
im übrigen Bundesgebiet inhaltsgleiche Vorschriften 
auch dieselben Paragraphenbezeichnungen haben. 
Die vorstehenden Ausführungen treffen auch für die 
Änderung des Artikels 2 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes in der Fassung des Ge- 
setzes Nr. 590 zu. Auf Artikel 3 Nr. 10 des Fremd- 
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 
und Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 590 wird verwiesen. 

Zu § 23 

Durch Artikel 2 Nr. 8 und Artikel 3 Nr. 8 des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungs- 
gesetzes wurden Artikel 2 § 52 Abs. 1 Satz 2 des 


Arbeite! l entenvei siche rungs - Neuregelungsgesetzes 
und Artikel 2 § 50 Abs. 1 Satz 2 des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes dahin geän- 
dert, daß an die Stelle der Jahreszahl „1960" die 
Jahreszahl „1962" tritt. Es ist daher erforderlich, 
die entsprechende Vorschrift des Knappschaftsren- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetzes ebenso zu 
ändern. 

Zu § 24 

Durch § 3 des Auswirkungsgesetzes vom 26. März 
1959 (Bundesgesetzbl. I S. 200), in Kraft getreten am 
1. Januar 1957, werden Rentenversicherungszeiten, 
die im Saarland und im übrigen Bundesgebiet oder 
im Land Berlin zurückgelegt worden sind, einander 
gleichgestellt. Die Vorschrift trägt der Tatsache 
Rechnung, daß das im Saarland bis zu seiner Ein- 
gliederung in die Bundesrepublik am 1. Januar 1957 
geltende Recht der gesetzlichen Rentenversicherung 
erst von diesem Zeitpunkt an Bundesrecht gewor- 
den ist (§§ 5, 20 des Gesetzes über die Eingliederung 
des Saarlandes). Sie stellt sicher, daß die vorher 
im Saarland zurückgelegten Rentenversicherungs- 
zeiten nicht als Fremdrentenzeiten, sondern wie 
nach Bundesrecht zurückgelegte Versicherungszei- 
ten behandelt werden. Ihre Beschränkung auf „Ver- 
sicherungszeiten" führt jedoch bei der Anwendung 
des Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neurege- 
lungsgesetzes zu Auslegungsschwierigkeiten. So be- 
stimmen z. B. § 1323 Abs. 2 Satz 1 der Reichsver- 
sicherungsordnung, § 102 Abs. 2 Satz 1 des Ange* 
stelltenversicherungsgesetzes und § 108 e Abs. 2 
Satz 1 des Reichsknappschaftsgesetzes in der Fas- 
sung des Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neu- 
regelungsgesetzes, daß eine nach Bundesrecht oder 
dem Recht des Landes Berlin bei Aufenthalt im 
Ausland durch Entrichtung freiwilliger Beiträge 
durchgeführte Versicherung einer freiwilligen Ver- 
sicherung im Geltungsbereich des Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes gleichsteht. 
Bei dieser Gesetzesfassung könnte es zweifelhaft 
sein, ob das gleiche auch für eine in der Zeit der 
Trennung des Saarlandes vom Deutschen Reich nach 
saarländischem Recht durchgeführte Versicherung 
gilt. Dies wird durch die vorgeschlagene Neufas- 
sung des § 3 des Auswirkungsgesetzes, die die bis- 
herige Regelung erweitert, im bejahenden Sinne 
klargestellt. 

Zu § 25 

Mit der Einführung der §§ 1390 bis 1393 über das 
Gemeinlastverfahren iin Saarland durch das Ge- 
setz über Bundeszuschüsse und Gemeinlast vom 
28. März 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 199) sind die 
Gründe, die zu der Regelung des § 10 Abs. 4 des 
Handwerks Versicherungsgesetzes geführt haben, 
entfallen. Die Beibehaltung dieser Regelung würde 
für die gesamte Übergangszeit, in der noch Renten 
aus Versicherungsfällen vor dem 1. Janaar 1962 zu 
zahlen sind, die Durchführung von zwei getrennten 
Gemeinlastverfahren zwischen den Trägern der 
Rentenversicherung der Arbeiter notwendig machen. 
Da dies weder aus sachlichen noch aus verwaltungs- 
technischen Gründen vertretbar erscheint, soll § 10 
Abs. 4 in der vorgesehenen Weise geändert wer- 


24 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV7474 


den. Dnduidi wild erreicht, daß sowohl die Ans 
gahc'ii (i('r Landesversicheuingsanstali für das Saar- 
land für Rentoii aus der Zeil vor dom I. Janu<ir 
1962 dis auch die Ausgaben der übrigen Landesver- 
sichcnnngsanstaltcn, die diesen durch die Erstattung 
der von d(u’ Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stcllt-e vveitergewährlen Renten entstehen, nach den 
§§ 1390 bis 1393 der Reichs Versicherungsordnung 
von den Trägern der Rentenversicherung der Arbei- 
ter gemeinsam zu tragen sind. 


VIERTER TITEL 
Übergangsvorschriften 

Zu § 26 

Abweichend vom übrigen Bundesgebiet besteht im 
Saarland als besonderer Versicherungszweig der ge- 
setzlichen Rentenversicherung noch die hüttenknapp- 
schaftliche Pensionsversicherung. Sie ist eine Dop- 
peiversicherung für die Arbeitnehmer der saarländi- 
schen Hüttenwerke und weiterer saarländischer Be- 
triebe und Vvdrd nach den Grundsätzen des im Saar- 
land bis zum 31. Dezember 1956 geltenden Renten- 
versicherungsrechts durchgeführt (Gesetz Nr. 356 
„Zweites Gesetz über die Neuordnung der hütten- 
knappschaftlichen Pensionsversicherung im Saar- 
land" vom 7. November 1952 — Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1046 — , zuletzt geändert durch das Ge- 
setz Nr. 677 vom 27. Juni 1959 — Amtsblatt des 
Saarlandes S. 1074 — ); die Rentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetze finden auf sie keine Anwen- 
dung. 

Das Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neurege- 
lungsgesetz geht von dem durch die Rentenver- 
sicherungsreform geschaffenen Recht der gesetz- 
lichen Rentenversicherung aus, das für die hütten- 
knappschaftliche Pensionsversicherung nicht gilt. Es 
könnte für diesen Versicherungszweig keine Bedeu- 
tung erlangen, weil es sich bei ihm um eine nur im 
Saarland vorhandene Doppelversicherung handelt, für 
die schon praktisch das Gesetz Nr. 345 gegenstandslos 
war. Zur Zeit wird geprüft, in welcher Weise die 
hüttenknappschaftliche Pensionsversicherung dem 
im übrigen Bundesgebiet geltenden Rentenversiche- 
rungssystem angepaßt werden kann. Aus diesen 
Gründen ist es erforderlich, zu bestimmen, daß die 
§§ 18 bis 20 des Gesetzentwurfs für die hütten- 
knappschaftliche Pensionsversicherung nicht gelten. 

Zu § 27 

Diese Vorschrift ist eine Ergänzung der Besitz- 
standsklauseln in den Ubergangsvorschriften des 
Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungsge- 
setzes. Sie stellt sicher, daß in den Fällen, in denen 
im Zeitpunkt der Verkündung dieses Gesetzes ein 
Leistungsanspruch nach dem Gesetz Nr. 345 bestan- 
den hat, auf den das Fremdrenten- und Auslands- 
renten-Neuregelungsgesetz keine Anwendung fin- 
det, eine Leistung auch für die Zeit nach Verkün- 
dung des Gesetzes — und zwar entsprechend den 
Grundsätzen des bisher im Saarland geltenden 
Rechts — gewährt wird. 


Zu § 28 

!)iest' Vorsdiiitt ist cifk! Ergdiizung der Besitz- 
stanclskldusel in § 27, d(U' sich ausschließlich auf die 
nach dem Gesetz Nr. 345 erworbenen „Renten- 
ansprüche" bezieht. § 28 stellt sicher, daß auch die 
nach dem Gesetz Nr. 345 bis zur Verkündung dieses 
Gesetzes erworbenen „Rentcmanwarischaften", auf 
die das Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neurege- 
lungsgesetz keine Anwendung findet, erhalten blei- 
ben und bei Eintritt des Versicherungsfalles durch 
eine zusätzliche Leistung berücksichtigt werden. Es 
handelt sich hier um eine Ubergangsregelung, die 
dem bisher im Saarland geltenden Recht und den 
besonderen Verhältnissen der saarländischen Grenz- 
gänger, die auf Grund der jahrzehntelangen wirt- 
schaftlichen Verflechtung des Saarlandes mit Frank- 
reich in Lothringen gearbeitet haben, Rechnung 
trägt. 

Zu § 29 

Nach der Entscheidung des Rates des Völkerbun- 
des vom 21. Juni 1921 (Reichsgesetzbl. S. 1289) 
in Verbindung mit der Zweiten Ergänzungsverein- 
barung zu dem deutsch-französischen Abkommen 
über Soziale Sicherheit vom 18. Juni 1955 (Bundes- 
gesetzbl. 1958 II S. 757) gelten Versicherungszeiten 
aus der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung, 
die vor einem bestimmten Stichtag in knappschaft- 
lich versicherten Betrieben • — namentlich im frühe- 
ren Elsaß-Lothringen — ■ zurückgelegt worden wa- 
ren, unter gewissen Voraussetzungen als franzö- 
sische Versicherungszeiten. Diese Zeiten berechti- 
gen mithin nur zu Leistungen aus dem französischen 
System der Sozialen Sicherheit. 

Die französische knappschaftliche Rentenversiche- 
rung gewährt in den Fällen, in denen die 15jährige 
Wartezeit für die Altersrente — auch unter Be- 
rücksichtigung deutscher knappschaftlicher Versiche- 
rungszeiten — nicht erfüllt ist, nur eine sogenannte 
Beitragsrente, d. h. eine Leistung, die dem Wert 
der entrichteten Arbeitnehmeranteile entspricht und 
daher oft nur wenige Mark monatlich beträgt. 
Dies kann in erster Linie bei den Personen zu Här- 
ten führen, bei denen die genannten Versicherungs- 
zeiten nicht auf Grund des Gesetzes Nr. 345 oder 
der Verordnung über die Durchführung der Sozial- 
versicherung in Lothringen vom 19. Oktober 1940 
(Amtliche Nachrichten für Reichsversicherung 1941 
S. 57) in der von einem deutschen Versicherungsträ- 
ger gewährten Rente berücksichtigt sind. In diesen 
— schätzungsweise 100 bis 200 — Fällen soll § 29 
die Möglichkeit bieten, die Betroffenen durch Ge- 
währung einer zusätzlichen Leistung so zu stellen, 
als ob die genannten Zeiten wieder nach deutschem 
Recht zu berücksichtigen wären. 

Zu § 30 

Die Leistungen nach den §§ 27 bis 29 sind Uber- 
gangsleistungen, die im innerstaatlichen Recht sonst 
nicht vorgesehen sind. Sie gelten daher nicht als 
Leistungen der Sozialen Sicherheit. Aus diesem 
Grunde und wegen der Aufhebung des Gesetzes 
Nr. 345 ist es erforderlich zu bestimmen, daß die all- 
gemeinen Vorschriften über die Sozialversicherung 
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(Uitsprechend gelten, sowtnt sich aus den §§ 27 bis 
29 nichts anderes ergibt. Dies f)etrifft nicht nur das 
materielle Recht, sondern auch das Vmfaluensrecht. 
Hinsichtlich der Vorschriften über den Sozial- 
rechtsweg ist dies ausdrücklich klargestellt. Soweit 
die Knappschaften zur Gewährung der Leistungen 
verpflichtet sind, werden die Aufwendungen hierfür 
im Rahmen des § 128 des Reichsknappschaftsgeset- 
zes verrechnet. 

Zu § 31 

Im Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungs- 
gesetz wird mehrfach auf den Zeitpunkt der Ver- 
kündung des Gesetzes Bezug genommen (vgl. z. B. 
Artikel 6 § 6 Abs. 1 Satz 1, § 7 Satz 2, §§ 8 und 11). 
In solchen Fällen muß nach dem Grundgedanken 
dieser Vorschriften im Saarland der Zeitpunkt gel- 
ten, an dem dieses Gesetz verkündet wird. 

Zu § 32 

§ 10 des Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes, 
der die freiwillige Krankenversicherung betrifft, 
wurde im Saarland mit Wirkung vom 3. Juli 1959 
durch Artikel 2 Nr. 1 des Gesetzes Nr. 676 zur Än- 
derung weiterer sozialversicherungsrechtlicher Vor- 
schriften im Saarland vom 27. Juni 1959 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1073) eingeführt. Entsprechend 
der Regelung in Artikel 7 § 3 Abs. 2 des Fremd- 
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 
soll § 10 des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
gesetzes bis zur Neuregelung des Rechts der ge- 
setzlichen Krankenversicherung auch im Saarland 
weitergelten. 

Zu § 33 

Nach Artikel 7 § 3 Abs. 3 des Fremdrenten- und 
Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes gilt § 8Abs. 1 
und 2 des Fremdrenten- und Auslandsrentengeset- 
zes, der die Zahlung von Renten in das Ausland be- 
trifft, in der Unfallversicherung bis zur Neuregelung 
des Unfallversicherungsrechts weiter. Aus Gründen 
der Gleichbehandlung der Versicherten und Rentner 
im Saarland und im übrigen Bundesgebiet und aus 
Gründen der Rechtseinheit muß § 8 Abs. 1 und 2 
des Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes, so- 
weit er die Unfallversicherung betrifft, auch im 
Saarland eingeführt werden. 


DRITTER ABSCHNITT 

Angleichung der Altersversorgung 
der Landwirte und mithelfenden 
Familienangehörigen 

ERSTER TITEL 

Altershilfe für Landwirte 

Zu § 34 

Durch diese Vorschrift wird das Gesetz über eine 
Altershilfe für Landwirte im wesentlichen unver- 
ändert auch im Saarland eingeführt. Das bisher dort 
geltende Gesetz Nr. 433 wird aufgehoben (§ 51). 


Dies wirkt sich im Saarland vor allem dahin aus, 
daß die selbständigen Landwirte nunmehr der 
Pflichtversicherung nach dem Gesetz über eine Al- 
tershilfe für Landwirte unterliegen, daß sowohl sie 
als auch ihre mithelfenden Familienangehörigen aus 
der Pflichtversicherung in der Rentenversicherung 
der Arbeiter ausscheiden, und daß als Träger der 
Altershilfe für Landwirte bei der Landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaft für das Saarland eine 
Landwirtschaftliche Alterskasse errichtet wird. Die 
von den selbständigen Landwirten und ihren mit- 
helfenden Familienangehörigen nach dem Gesetz 
Nr. 433 zurückgelegten Versicherungszeiten gelten 
weiterhin als Versicherungszeiten in der Renten- 
versicherung der Arbeiter. Wegen der Rechte und 
Pflichten aus diesen Versicherungszeiten und der 
Möglichkeit, die Versicherung in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter freiwillig fortzusetzen, wird 
auf die §§ 41 bis 49 sowie die Begründung hierzu 
Bezug genommen. 

Die Anpassungsvorschriften in § 34 tragen den bis- 
herigen Rechtsverhältnissen im Saarland, insbeson- 
dere der Tatsache Rechnung, daß das Gesetz über 
eine Altershilfe für Landwirte im Saarland zu einem 
späteren Zeitpunkt in Kraft tritt als es im übrigen 
Bundesgebiet in Kraft getreten ist. 

Zu § 35 

Artikel 2 §§ 1 bis 12 des Gesetzes zur Neuregelung 
der Altershilfe für Landwirte ist im Saarland 
grundsätzlich gegenstandslos, da das Gesetz über 
eine Altershilfe für Landwirte vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1063) im Saarland nicht gegol- 
ten hat. Seine unveränderte Einführung im Saar- 
land ist jedoch notwendig für Fälle, in denen Land- 
wirte, die aus diesen Übergangsvorschriften Rechte 
herleiten können, aus dem übrigen Bundesgebiet in 
das Saarland verziehen. 

Zu § 36 

Mit der Errichtung einer Landwirtschaftlichen Alters- 
kasse im Saarland und der Aufhebung des Gesetzes 
Nr. 433 muß der durch dieses Gesetz bei der Land- 
wirtschaftskammer für das Saarland gebildete Al- 
tershilfefonds aufgelöst werden. 

Zu § 37 

Die Vorschrift enthält eine Besitzstandsklausel. Sie 
stellt sicher, daß Leistungen, die für den Monat vor 
dem Inkrafttreten dieses Abschnitts aus dem Alters- 
hilfefonds zu gewähren waren, weitergewährt wer- 
den. Zuständig für die Weitergewährung der Lei- 
stungen ist die Landwirtschaftliche Alterskasse für 
das Saarland, auch soweit mithelfende Familienan- 
gehörige oder deren Hinterbliebene berechtigt 
sind. Soweit selbständige Landwirte Anspruch auf 
diese Leistung haben, entfällt sie, sobald der An- 
spruch auf die Leistung mit einem Anspruch auf 
eine gleich hohe oder höhere Leistung nach dem 
Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte zusam- 
mentrifft. Bei mithelfenden Familienangehörigen ist 
eine solche Anspruchskonkurrenz nicht möglich, weil 
auf sie das Gesetz über eine Altershilfe für Land- 
wirte keine Anwendung findet. 
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Zu §§ 38 bis 40 

Das Vermögen und die Verbindlichkeiten, die in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang 
mit dem Altershilfefonds stehen, gehen auf die 
Landwirtschaftliche Alterskasse für das Saarland 
über. Diese ist auch verpflichtet, die mit der Ver- 
waltung des Altershilfefonds beschäftigten Perso- 
nen — insgesamt drei Angestellte — zu übernehmen. 
Das im Altershilfefonds verwaltete Vermögen um- 
faßt im wesentlichen nur Einrichtungsgegenstände; 
Grundstücke sind nicht vorhanden. 


ZWEITER TITEL 

Gesetzliche Rentenversicherung 

Zu § 41 

Die selbständigen Landwirte und ihre mithelfenden 
Familienangehörigen im Saarland waren nach dem 
Gesetz Nr, 433 bisher in der Rentenversicherung 
der Arbeiter pflichtversichert. Für sie war auch 
über den 1. Januar 1957 hinaus — dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Rentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetze — das bis zum 31. Dezember 1956 
im Saarland allgemein geltende Recht der Renten- 
versicherung der Arbeiter maßgebend. Nach § 41 
soll nunmehr für die Rechte und Pflichten aus den 
nach dem Gesetz Nr. 433 zurückgelegten Rentenver- 
sicherungszeiten das vom 1. Januar 1957 an im 
Saarland geltende Recht der Rentenversicherung 
der Arbeiter maßgebend sein. Damit kommen die 
Vorteile der Rentenversicherungsreform auch den 
bisher nach dem Gesetz Nr. 433 versicherten Perso- 
nen zugute. 

Zu § 42 

Nach § 41 sind die in der saarländischen Altersver- 
sorgung der Landwirte und mithelfenden Familien- 
angehörigen entrichteten Beiträge bei der Berech- 
nung der für den Versicherten maßgebenden Ren- 
tenbemessungsgrundlage zu berücksichtigen. Dabei 
gelten für Beiträge, die bis zum 31. August 1957 
entrichtet sind, die Werte, die für Beitragsklassen 
alten Rechts in der Tabelle der Anlage 1 a zu § 1255 
der Reichsversicherungsordnung in der Fassung des 
Gesetzes Nr, 591 angegeben sind. Für Beiträge vom 
1, September 1957 bis zum Inkrafttreten dieses Ab- 
schnitts, die ebenfalls nach Beitragsklassen alten 
Rechts entrichtet sind, mußten neue Werte ermittelt 
werden; sie sind in der Anlage 1 enthalten. 

Die Ermittlung der neuen Werte erfolgte nach dem 
Verfahren, das bereits bei der Ermittlung der Werte 
zur Anwendung kam, die in der Tabelle der An- 
lage 1 a zu § 1255 der Reichsversicherungsordnung 
in der Fassung des Gesetzes Nr. 591 aufgeführt 
sind (vgl. die Rechnungsgrundlagen zu dem Gesetz 
Nr. 591 — Amtsblatt des Saarlandes 1957 

S. 775 ff, — ). Es wurden demnach mit Hilfe der 
Werte, die in der Anlage 2 a zu § 1255 der Reichs- 
versicherungsordnung in der Fassung des Gesetzes 
Nr. 591 für die Jahre 1957, 1958 und 1959 bestimmt 
sind, der repräsentative Frankenentgelt, der den 
saarländischen Beitragsklassen alten Rechts zu- 


grunde liegt, in Deutsche Mark umgerechnet und 
dem durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelt der 
Versicherten in den Rentenversicherungen der Ar- 
beiter und der Angestellten für die Jahre 1957, 1958 
und 1959 gegenübergestellt. Zur Ermittlung der 
Werte für das Jahr 1960 wurden die den Beitrags- 
klassen zugeordneten Frankenentgelte nach dem in 
der Verordnung zur Einführung der Deutschen 
Mark im Saarland vom 20. Juni 1959 festgelegten 
Umrechnungskurs von 100 Franken gleich 0,8507 
Deutsche Mark umgerechnet. Dieser Umrechnungs- 
kurs lag auch der Umstellung der in Franken fest- 
gelegten Beitragswerte zugrunde. Für die Beitrags- 
klasse 1 brauchten keine Werte ermittelt zu werden, 
weil in der saarländischen Altersversorgung der 
Landwirte und mithelfenden Familienangehörigen 
Beiträge nur in der Klasse 2 oder einer höheren 
Klasse entrichtet werden konnten. 

Die Werte für die Zeit vom 1. Januar 1961 bis zum 
Inkrafttreten dieses Abschnitts lassen sich erst dann 
bestimmen, wenn der durchschnittliche Brutto- 
arbeitsentgelt der Versicherten für diese Zeit fest- 
gelegt ist. Die Bestimmung dieser Werte erfolgt 
durch Rechtsverordnung, für deren Erlaß Absatz 2 
die erforderliche Ermächtigung enthält. 

Zu § 43 

Die Vorschrift stellt klar, daß das neue Recht der 
Rentenversicherung der Arbeiter für die nach dem 
Gesetz Nr. 433 zurückgelegten Rentenversicherungs- 
zeiten auch dann Anwendung findet, wenn der Ver- 
sicherungsfail bereits vor dem Inkrafttreten dieses 
Abschnitts eingetreten ist. 

Zu § 44 

Renten aus Versicherungsfällen bis zum 31. Dezem- 
ber 1956, die nur auf Versicherungszeiten nach dem 
Gesetz Nr. 433 beruhen, werden weder gezahlt noch 
sind solche Renten — da das Gesetz Nr. 433 erst am 
1. Januar 1954 in Kraft getreten ist — zu erwarten. 
Die Renten aus Versicherungsfällen bis zum 31. De- 
zember 1956, in denen Versicherungszeiten nach 
dem Gesetz Nr. 433 mit berücksichtigt sind, wurden 
von der Landesversicherungsanstalt für das Saar- 
land ohne Einschränkung nach dem Rentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetz umgesteilt, obwohl dieses 
Gesetz für Versicherungszeiten in der saarländi- 
schen Altersversorgung der Landwirte und mit- 
helfenden Familienangehörigen bisher nicht galt. 
Absatz 1 bestimmt, daß es bei dieser Umstellung 
sein Bewenden behält; dies entspricht dem Ziel, die 
Rentenversicherungszeiten nach dem Gesetz Nr. 433 
den übrigen Rentenversicherungszeiten rückwirkend 
gleichzustellen. Die Saarknappschaft dagegen hatte 
die obengenannten Renten, soweit sie auf Versiche- 
rungszeiten nach dem Gesetz Nr. 433 beruhten, 
nicht nach dem Rentenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetz umgestellt. Aus Gründen der Gleichbehand- 
lung der Rentner und der Zielsetzung des Gesetz- 
entwurfs soll die Umstellung nunmehr nachgeholt 
werden. Da es sich nur um wenige Fälle handelt, 
ist die dadurch bedingte Verwaltungsarbeit gering- 
fügig. 
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Zu § 45 

Die Renten aus Versicherungsfällen vom 1. Januar 
1957 bis zum Inkrafttreten dieses Abschnitts, die 
nur auf Versicherungszeiten nach dem Gesetz 
Nr. 433 beruhen, wurden nach dem bis zum 31. De- 
zember 1956 im Saarland geltenden Recht der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter unter Beachtung der 
sich aus dem Gesetz Nr. 433 ergebenden Besonder- 
heiten berechnet. Diese Renten sind nunmehr rück- 
wirkend vom Rentenbeginn an nach dem vom 
1. Januar 1957 an geltenden Recht der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter unter Berücksichtigung des 
§ 42 des Gesetzentwurfs neu zu berechnen. 

Die Renten aus Versicherungsfällen vom 1. Januar 
1957 bis zum Inkrafttreten dieses Abschnitts, in de- 
nen Versicherungszeiten nach dem Gesetz Nr. 433 
mit berücksichtigt sind, wurden von der Landesver- 
sicherungsanstalt für das Saarland — obwohl für 
die Versicherungszeiten nach dem Gesetz Nr. 433 
bisher nur das alte Recht der Rentenversicherung 
der Arbeiter galt — > wegen der erheblichen Schwie- 
rigkeiten bei einer dem Gesetz entsprechenden Be- 
rechnung „vorläufig" ohne Einschränkung nach dem 
neuen Recht der gesetzlichen Rentenversicherung 
berechnet und als „Vorschüsse" ausgezahlt. Diese • 
Renten sind nunmehr rückwirkend vom Remtenbe- : 
ginn an nach dem neuen Recht der gesetzlichen Ren- j 
tenversicherung unter Beachtung des § 42 des Ge- | 
setzentwurfs „endgültig" festzu stellen. Die Sn:ii- | 
knappschaft dagegen hat die obengenannten Pen j 
ten, soweit sie auf Versicherungszeiten na^^h dem 
Gesetz Nr. 433 beruhen, nach dem bis zum 11. De- 
zember 1956 im Saarland geltenden Rc^ht der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter inner Beachtung der 
sich aus dem Gesetz Nr. 433 emnebenden Besonder- 
heiten berechnet. Diese Re nem sind nunmehr rück- 
wirkend vom Rentenb^ ginii an unter Berücksichti- 
gung der §§ 41 und 42 ebenfalls neu zu berechnen. 
Bei der Neubeiechnung der Renten sind die Vor- 
schriften der Rentenversicherungs-Neuregelungsge- 
setze über die Vergleichsberechnung mit der Maß- 
gabe anzuwenden, daß n'um Monatsbeiträge als 
entrichtet gelten, wenn die Anwartschaft aus den 
nach dem Gesetz Nr. 433 entrichteten Beiträgen — 
sechs Monatsbeiträge im Jahr — bei Eintritt des 
Versicherungsfalles erhalten war. 

Nach § 8 des Gesetzes Nr. 433 gilt für die versiche- 
rungspflichtigen Personen, die vor dem 1. Januar 
1904 geboren sind, bei Vollendung des 65. Lebens- 
jahres die Wartezeit für die Altersrente als erfüllt, 
wenn sie mindestens 60 Monatsbeiträge auf Grund 
der Versicherungspflicht entrichtet haben. Dabei 
soll es aus Gründen der Besitzstandswahrung sein 
Bewenden haben. 

Zu § 46 

Die Vorschrift stellt klar, daß für Versicherungs- 
fälle bis zum Inkrafttreten dieses Abschnitts die 
§§ 44 und 45 sinngemäß gelten, wenn eine Leistung 
noch nicht festgestellt ist. 

Zu § 47 

Ergibt die Neuberechnung der Renten nach § 44 
Abs. 2 oder § 45 einen höheren als den bisherigen 


Zahlbetrag, so ist den Berechtigten — und zwar in 
den Fällen des § 44 Abs. 2 frühestens vom 1. Januar 
1957, in den Fällen des § 45 vom Rentenbeginn an 
— der Unterschiedsbetrag nachzuzahlen. Sollte die 
Neuberechnung in einzelnen Fällen einen niedrige- 
ren als den bisherigen Zahlbctrag ergeben, so wird 
der Besitzstand gewahrt. 

Zu § 48 

Mit dem Inkrafttreten dieses Abschnitts scheiden 
die selbständigen Landwirte und ihre milhelfenden 
Familienangehörigen aus der Pflichtversicherang in 
der Rentenversicherung der Arbeiter aus. Dies 
könnte vor allem bei den mithelfenden ramilien- 
angehörigen zu Härten führen, da sie auch nicht 
nach dem Gesetz über eine Altersliilfe für Land- 
wirte versicherungspfiiehtig sind. Absa-z 1 ermög- 
licht daher die freiwillige Fortsetzung der Versiche- 
rung in der Renten versirtierurg dei Arbeiter unter 
erleichterten \^oraussetzungen. Die Vorschrift ent- 
spricht dem Artii^c l 2 § 1 des Angestelltenversiche- 
rungs-NeurruiLiuiigsge.setzes in der Fassung des 
Gese'Zfu. Nr. 590, dem ein ähnlicher Sachverhalt zu- 
grimjjliegt (vgl. auch Artikel 2 § 4 Abs. 2 des Ar- 
t^fiierren ten Versicherungs-Neuregelungsgesetzes). 

Nach Uem Gesetz Nr. 433 war die Weiterversiche- 
rung zulässig, wenn sechs Monatsbeiträge auf 
Grund der Versicherungspflicht entrichtet waren. 
Nach Absatz 2 kann derjenige, der nach dem Gesetz 
Nr. 433 von dem Recht der Weiterversicherung Ge- 
brauch gemacht hat, die Versicherung fortsetzen, 
auch wenn die strengeren Voraussetzungen für die 
Weiterversicherung nach § 1233 Abs. 1 Satz 1 der 
Rcichsversicherungsordnung nicht vorliegen (vgl. 
hierzu Artikel 2 § 4 Abs. 1 des Arbeiterrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 5 
Abs. 1 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungs- 
gesetzes). 

Für die Beitragserstattung an Personen, die ent- 
weder das Recht zur Weiterversicherung nicht ha- 
ben oder von diesem Recht keinen Gebrauch ma- 
chen, gilt § 1303 der Reichsversicherungsordnung 
(§ 41 des Gesetzentwurfs). 

Zu § 49 

Nach § 8 des Gesetzes Nr. 433 gilt unter anderem 
für die versicherungspflichtigen Familienangehöri- 
gen, die vor dem 1. Januar 1904 geboren sind, bei 
Vollendung des 65. Lebensjahres die Wartezeit für 
die Altersrente als erfüllt, wenn sie mindestens 60 
Monatsbeiträge auf Grund der Versicherungspflicht 
entrichtet haben. Da es sich bei diesem Personen- 
kreis (etwa 200 bis 300 Personen) um einen solchen 
handelt, der bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres 
die Wartezeit für das Altersruhegeld (180 Monats- 
beiträge) nicht mehr erfüllen kann, soll für ihn die 
Regelung des § 8 des Gesetzes Nr. 433 als über- 
gangsrecht aufrecht erhalten bleiben, soweit bei In- 
krafttreten dieses Abschnitts die Anwartschaft aus 
den zur saarländischen Altersversorgung der Land- 
wirte und mithelfenden Familienangehörigen ent- 
richteten Beiträgen erhalten war, also bis zum In- 
krafttreten dieses Abschnitts mindestens sechs Mo- 
natsbeiträge im Jahr entrichtet worden sind. Diese 


28 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 47 4 


Regelung auch auf die selbständigen Landwirte, 
die bisher die Vergünstigung des § 8 des Gesetzes 
Nr. 433 für sich in Anspruch nehmen konnten, aus- 
zudehnen, erschien deshalb nicht gerechtfertigt, weil 
diesen bei Voriiegen der Voraussetzungen die Lei- 
stungen nach dem Gesetz über eine Altershilfe für 
Landwirte gewährt werden. 


VIERTER ABSCHNITT 
Schluß Vorschriften 

Zu § 50 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu § 51 

Der Erste und Dritte Abschnitt sollen am ersten 
Tage des auf die Verkündung folgenden dritten Ka- 
lendermonats in Kraft treten. Gleichzeitig treten die 
entgegenstehenden und alle inhaltsgleichen Vor- 
schriften außer Kraft (vgl. Absatz 2 Buchstabe a). 
Damit bleibt den Versicherungsträgern hinreichend 
Zeit, sich auf das neue Recht einzustellen und die 
für den Übergang auf das neue Recht notwendigen 
Maßnahmen zu treffen. 

Der Zweite Abschnitt soll — mit Ausnahme der § 20 
Nr. 4, §§ 24, 20 Nr. 6 und § 25 — rückwirkend am 
1. Januar 1959, also zu dem gleichen Zeitpunkt in 
Kraft treten wie das Fremdrenten- und Auslands- 
renten-Neuregelungsgesetz. Gleichzeitig sollen alle 
entgegenstehenden und alle inhaltsgleichen Vor- 
schriften, insbesondere das Gesetz Nr. 345, außer 
Kraft treten (vgl. § 51 Abs. 2 Buchstabe b). Dies 
gilt jedoch nicht für § 15 des Gesetzes Nr. 345, der 
bestimmt, daß die Fürsorgeleistimgen vom Saarland 
zu erstatten sind. § 15 des Gesetzes Nr. 345 und 
§ 17 Nr. 4 des Ersten Uberleitungsgesetzes vom 
28. November 1950 (Bundesgesetzbl. I S. 773) in der 
Fassung des Fünften Überleitungsgesetzes, wonach 1 
die Fürsorgeleistlingen vom 1, Januar 1960 an vom i 
Bund zu erstatten sind, sollen erst mit Wirkung 
vom ersten Tage des auf die Verkündung dieses 
Gesetzes folgenden Kalendermonats außer Kraft 
treten (vgl. § 51 Abs. 3 Buchstabe b). i 

Mit Wirkung vom 1. April 1960 soll auch § 2 Abs. 1 
des Auswirkungsgesetzes außer Kraft treten. Diese 
Vorschrift bestimmt, daß in den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen in Fällen, in denen ein Ver- 
sicherter Beiträge im Saarland und im übrigen Bun- 
desgebiet oder in einem dieser Gebiete entrichtet 
hat, das Recht anzuwenden ist, das für den „zu- 
ständigen" Versicherungsträger maßgebend ist. Da- ; 
durch sollte aus Gründen der Verwaltungsverein- ■ 
fdchuiig .sichergestellt werden, daß die saarländi- ; 
sehen Versicherungsträger nur das im Saarland gel- 1 
tende Recht und die im übrigen Bundesgebiet zu- : 
ständigen Versicherungsträger nur das Recht des j 
übrigen Bundesgebietes anzuwenden haben. Der 
Sinn und Zweck der Vorschrift ist mit dem am 
1. April 1960 in Kraft getretenen Sozialversiche- 
rungs-Organisationsgesetz Saar entfallen, weil 
durch dieses Gesetz die im gesamten übrigen Bun- 


desgebiet zuständigen Versicherungsträger auch im 
Saarland zuständig geworden sind. Vom 1. April 
1960 an sind daher für das anzuwendende Recht die 
in der Sozialversicherung allgemein geltenden 
Grundsätze wieder maßgebend. 

Schließlich soll mit Wirkung vom 1. April 1963 auch 
§ 13 des Sozialversicherungs-Organisationsgesetzes 
Saar außer Kraft treten. Nach dieser Vorschrift ge- 
hören nicht nur die in der Dritten Verordnung zum 
Aufbau der Sozialversicherung genannten Aufgaben, 
sondern auch der Betrieb von sechs im Saarland 
gelegenen Krankenhäusern zu den der Landesver- 
sicherungsanstalt für das Saarland obliegenden Ge- 
meinschaftsaufgaben der Krankenversicherung. Die 
Vorschrift ist sowohl nach ihrem Wortlaut als auch 
nach der amtlichen Begründung und dem Schrift- 
lichen Bericht des Ausschusses für Sozialpolitik des 
Deutschen Bundestages nur eine Ubergangsregelung 
(vgl. § 13 Satz 2 des Sozialversicherungs-Organisa- 
tionsgesetzes Saar, die BT-Driicksache 1541 — 

3. Wahlperiode — S. 10 und die BT-Drucksache 1644 
— 3. Wahlperiode — S. 2). Der im übrigen Bundes- 
gebiet seit längerem aus guten Gründen anerkannte 
und durchgeführte Grundsatz, daß der Betrieb von 
Krankenhäusern nicht Sache der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung ist, sollte — worauf auch in dem 
vorstehend angeführten Schriftlichen Bericht mit 
Nachdruck hingewiesen wurde — sobald wie mög- 
lich auch im Saarland verwirklicht werden. Aus die- 
sem Grunde ist vorgesehen, die vom übrigen Bun- 
desgebiet abweichende Regelung nunmehr außer 
Kraft treten zu lassen. Dadurch wird nicht nur die 
auch insoweit notwendige Rechtseinheit im Saar- 
land und im übrigen Bundesgebiet herbeigeführt, 
sondern es werden auch die im Saarland tätigen ge- 
setzlichen Krankenkassen und die saarländischen 
Versicherten von Ausgaben entlastet, die für die 
gesetzliche Krankenversicherung an sich sachfremd 
sind. Die vom Saarland bereits seit längerer Zeit 
eingeleiteten Verhandlungen mit anderen Stellen, 
die die Übernahme der in Betracht kommenden 
Krankenhäuser durch andere Krankenhausträger 
sicherstellen sollen, dürften bis zu dem im vorlie- 
genden Gesetzentwurf für die Außerkraftsetzung des 
§ 13 des Sozialversicherungs-Organisationsgesetzes 
Saar vorgesehenen Zeitpunkt auch abgeschlossen 
sein. 

C. Finanzieller Teil 

Durch die im Ersten Abschnitt vorgesehene Rechts- 
angleichiing in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung entstehen dem Bund keine Kosten. Insbeson- 
dere wird der Bund auch nicht durch die Änderun- 
gen in der knappschaftlichen Krankenversicherung 
der Rentner zusätzlich belastet. 

Im Zusammenhang mit der Einführung des Freiiid- 
renten- und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes 
durch den Zweiten Abschnitt des vorliegenden Ge- 
setzentwurfs ist zu bemerken, daß nach § 15 des 
Gesetzes Nr. 345 in der Krankenversicherung und 
der Unfallversicherung und in den Rentenversiche- 
rungen den Versicherungsträgern alle Fürsorgelei- 
stungen vom Saarland erstattet wurden. Mit der 
Einführung des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
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regelungsgesetzes und des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland am 1. Ja- 
nuar 1957 sind in den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten die Erstattungen nach 
§ 15 des Gesetzes Nr. 345 weggefallen; die Für- 
sorgeleistungen wurden bei der Festsetzung des 
Landeszuschusses zu den Ausgaben der Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten in 
voller Höhe berücksichtigt (Artikel 2 §§ 9, 14, Arti- 
kel 2 §§ 9, 15 der Gesetze Nr. 591 und 590). Dieser 
Landeszuschuß ist mit Wirkung vom 1. Januar 1960 
im Bundeszuschuß zu den Ausgaben der Rentenver- 
sicherungen der Arbeiter und der Angestellten auf- 
gegangen (Artikel 1 und 2 des Gesetzes über Bundes- 
zuschüsse und Gemeinlast vom 28. März 1960 — 
Bundesgesetzbl. I S. 199 — ). 

Die Erstattungen des Saarlandes für die Fürsorge- 
leistungen in der Krankenversicherung, Unfallver- 
sicherung und knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung wurden mit Wirkung vom 1. Januar 1960 vom 
Bund übernommen (§ 1 Nr. 2 und 5 des Fünften 
Uberleitungsgesetzes). Durch die Einführung des 


Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neuregelungsge- 
setzes im Saarland ändern sich zwar die einzelnen 
Erstattungsbeträge, jedoch entstehen dem Bund ins- 
gesamt keine darüber hinausgehenden Aufwendun- 
gen; Länder und Gemeinden werden mit Kosten 
ebenfalls nicht belastet. 

Durch die im Dritten Abschnitt vorgesehene Einfüh- 
rung des Gesetzes über eine Altershilfe für Land- 
wirte entstehen dem Bund allerdings zusätzliche Be- 
lastungen im Rahmen des § 8 des vorstehend ge- 
nannten Gesetzes. Sie werden sich jährlich auf schät- 
zungsweise 650 000 DM belaufen. In diesem Betrag 
sind etwa 210 000 DM für Leistungen enthalten, die 
zur Besitzstandswahrung von der Landwirtschaft- 
lichen Alterskasse für das Saarland nach § 37 Abs. 1 
des Gesetzentwurfs an mithelfende Familienange- 
hörige und an Hinterbliebene solcher Personen wei- 
terzugewähren sind. Da diese Leistungen mit der 
Zeit auslaufen werden, wird sich auch die durch den 
Gesetzentwurf dem Bund entstehende Mehrbela- 
stung in den kommenden Jahren entsprechend ver- 
mindern. 


30 



Deutscher Bundestag — ■ 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/474 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. § 4 Abs. 1 

Nach Nr. 3 ist folgende Nr. 4 anzufügen: 

„4. der Erlaß über die Krankenversicherung der 
Studenten der Universität des Saarlandes 
und der Schüler anderer Lehranstalten vom 
20. April 1950 (Amtsblatt des Saarlandes 
S. 343) sowie das Gesetz Nr. 192 über die 
Krankenversicherung der Studenten der 
Universität des Saarlandes und der Schüler 
anderer Lehranstalten vom 30. Juni 1950 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 853), beide zu- 
letzt geändert durch Artikel 3 Nr. 1 des Ge- 
setzes Nr. 676 vom 27. Juni 1959 (Amtsblatt 
des Saarlandes S. 1073)." 

Begründung 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung (§ 16) 
schafft für einen verhältnismäßig kurzen Über- 
gangszeitraum — bis zur Neuregelung der ge- 
setzlichen Krankenversicherung — im Saarland 
zweierlei Recht. Studenten, die bei Verkündung 
dieses Gesetzes an einer saarländischen Bil- 
dungsanstalt eingeschrieben sind, genießen auch 
weiterhin vollen Krankenversicherungsschutz zu 
Lasten des Saarlandes; dagegen werden Perso- 
nen, die erst nach der Verkündung dieses Geset- 
zes das Studium an einer saarländischen Bil- 
dungsanstalt aufnehmen, auf den weniger umfas- 
senden Krankenversicherungsschutz angewiesen 
sein, der den Studenten im Rahmen der bundes- 
deutschen Einrichtungen geboten wird. Dieser 
Zustand ist unerwünscht und wird von dem be- 
troffenen Personenkreis nicht verstanden wer- 
den. 

Es besteht auch keine zwingende Notwendigkeit, 
die Krankenversicherung der Studenten im Saar- 
land noch vor der Reform des Krankenversiche- 
rungsrechts zu ändern. Im Zuge der bevorstehen- 
den Neuregelung des Krankenversicherungs- 
rechts wird die Krankenversicherung der Stu- 
denten im Saarland eine wesentlich reibungs- 
losere Lösung erfahren können als im Rahmen 
des vorliegenden Gesetzes. 

2. § 16 

ist zu streichen. 


Begründung 

Notwendige Folge der Änderung unter lfd. Nr. 1. 

3. § 28 

In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „vor Verkün- 
dung dieses Gesetzes" durch die Worte „bis zum 
31. Dezember 1967" zu ersetzen. 

Begründung 

Nach dem Entwurf soll eine „ergänzende Für- 
sorge" auch dann noch möglich sein, wenn der 
Versicherungsfall nach der Verkündung dieses 
Gesetzes eintritt. Dabei sollen allerdings durch 
die zuständigen deutschen Versicherungsträger 
nur die bis zur Verkündung dieses Gesetzes zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten berücksichtigt 
werden. Auf diese begrenzte deutsche Vergleichs- 
leistung, die lediglich auf den bis zur Verkün- 
dung dieses Gesetzes zurückgelegten (deutschen) 
Versicherungszeiten beruht, soll aber die ge- 
samte ausländische Leistung angerechnet wer- 
den, die für sämtliche von dem Berechtigten bis 
zum Eintritt des Versicherungsfalles zurückgeleg- 
ten ausländischen Versicherungszeiten gewährt 
wird. Das bedeutet, daß auch die ausländischen 
Leistungen anzurechnen sind, die auf Versiche- 
rungszeiten beruhen, die nach der Verkündung 
dieses Gesetzes bis zum Eintritt des Versiche- 
rungsfalles zurückgelegt worden sind. Hieraus 
folgt ein relativ rascher Abbau der Leistungen; 
denn die Leistung wird um so geringer, je län- 
ger der Berechtigte nach der Verkündung dieses 
Gesetzes noch arbeitet und Versicherungszeiten 
bei ausländischen Trägern der Versicherung zu- 
rücklegt. 

Mit dem Sinn der Übergangsvorschriften, Härten 
der Rechtsangleichung weitgehend auszuschlie- 
ßen, ist diese Bestimmung des Entwurfs jedoch 
nicht gut zu vereinbaren. Die LIinausschiebung 
des Zeitpunktes, bis zu dem deutsche Versiche- 
rungszeiten bei der Ermittlung der Vergleichs- 
rente zu berücksichtigen sind (etwa 5 Jahre), 
würde dem betroffenen Personenkreis hinrei- 
chend Gelegenheit geben, sich um eine neue Ar- 
beitsstelle auf dem inländischen Arbeitsmarkt zu 
bemühen. Die aufgezeigte Härte würde dadurch 
wesentlich gemildert. 

Die deutsche Leistung müßte demnach auf den 
31. Dezember 1967 bezogen sein. 
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Anlage 3 


Äußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu Nr. 1 und 2 

Den Änderungsvorschlägen wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Es besteht keine Veranlassung, die sowohl aus so- 
zial- als auch rechtspolitischen Gründen gebotene 
Herstellung der Rechtseinheit mit dem Saarland in 
der gesetzlichen Krankenversicherung gerade auf 
dem Gebiete der Krankenversicherung der Studen- 
ten bis zur Neuregelung der gesetzlichen Kranken- 
versicherung zurückzustellen. Entgegen der in der 
Begründung der Änderungsvorschläge zum Äus- 
druck kommenden Auffassung würde auch bei einer 
anläßlich der Neuregelung der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung vorgenommenen Ängleichung eine 
Übergangsregelung getroffen werden müssen, die 
— wie stets in solchen Fällen — für eine gewisse 
Übergangszeit zweierlei Recht schaffen würde. Bei 
der ständig zunehmenden Zahl der Studierenden 
würde eine weitere Verzögerung der Angleichung 
deshalb nur zur Folge haben, daß ein noch größerer 
Personenkreis von der auch dann notwendigen 
Übergangsregelung betroffen werden würde. 

Zu Nr. 3 

Dem Änderungsvorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Es besteht keine sozialpolitische Notwendigkeit, 
über die in dem Gesetzentwurf vorgesehene Rege- 
lung hinauszugehen. Nach dieser Regelung wird so- 


wohl hinsichtlich laufender Fürsorgeleistlingen nach 
dom saarländischen Gesetz Nr. 345 ülier eine beson- 
dere Fürsorge für Versicherte im Zusammenhang 
mit einer versicherungspflichtigen Beschäftigung 
außerlialb des Saarlandes als auch hinsichtlich der 
auf solche Fürsorgeleistangen bis zur Verkündung 
des Gesetzentwurfs erworbenen Anwartschaften der 
Besitzstand in vollem Umfang gewahrt. Eine An- 
rechnung von Versicherungszeiten, die erst nach 
Verkündung des Gesetzentwurfs im Ausland zu- 
rüdcgelegt werden, würde über die auch von der 
Bundesregierung als notwendig anerkannte Wah- 
rung des Besitzstandes hinausgehen und praktisch 
auf die Weitergeltung der vom übrigen Bundesge- 
biet abweichenden saarländisdien Regelung hinaus- 
laufen. Das hätte zur Folge, daß einem Teil der im 
Saarland wohnenden und im Ausland beschäftigten 
Personen auch für nach Verkündung des Gesetzent- 
wurfs zurückgelegte ausländische Versichorungszei- 
ten eine deutsche Leistung nach Maßgabe des saar- 
ländischen Gesetzes Nr. 345 zu gewähren wäre. Eine 
im Ausland durchgeführte Versicherung wäre also 
weiterhin nicht nur im Rahmen des Fremd renten- 
gesetzes, der bestehenden Sozialversicherungsab- 
koinracn und der von einer Europäischen Gemein- 
schaft erlassenen Rechtsvorschriften zu berücksichti- 
gen, sondern — entgegen der im übrigen Bundes- 
gebiet bestehenden Regelung — so zu behandeln, 
als wenn sie im Bundesgebiet durchgeführt worden 
wäre. Mit dem Ziel des Gesetzentwurfs, die Rechts- 
einheit mit dem Saarland auch auf dem Gebiete des 
Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts alsbald her- 
zustellen, läßt sich dies nicht vereinbaren. 
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